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Einführung

Der Übergang von der Schule in Ausbildung und 
Beruf ist gerade für junge Menschen mit Be-
nachteiligungen bzw. Behinderungen sowohl eine 
besonders vulnerable biografische als auch le-
benslaufentscheidende Phase (Bynner & Parsons, 
2002) ihres Lebens. So stehen ihnen nach Been-
digung der allgemeinbildenden Schule oft realiter 
nicht nur weniger Anschlussoptionen für ihren be-
ruflichen Lebensweg offen. Vielfach tragen auch 
die institutionellen Orientierungsangebote dazu 
bei, dass sich diese Übergänge für die Jugend-
lichen weniger entscheidungsoffen und selbstbe-
stimmt vollziehen (Lemke et al., 2024).

Die vorliegende, im Auftrag des Paritätischen  
Gesamtverbandes erarbeitete Expertise basiert 
auf einer menschenrechtlichen Perspektive zur 
Berufsorientierung. Sie trägt zudem relevante em-
pirische Forschungsergebnisse zusammen, stellt 
Problemlagen derzeitiger beruflicher Orientie-
rungsprozesse dar und leitet auf dieser Grund-
lage Handlungsempfehlungen für eine inklusive 
Ausgestaltung der Fachpraxis ab. Als Ausgangs-
punkt dienen hierfür neuere Berufswahltheorien, 
welche in Abgrenzung zu klassischen Theorien 
die berufliche Orientierung stärker als komple-
xen, unvorhersehbaren Prozess beschreiben denn 
als standardisierten und planbaren Verlauf. Bei 
diesen konstruktivistischen Ansätzen rücken die 
Rahmenbedingungen und das soziale Umfeld  
systematisch in den Fokus, und es werden auch 
ungeplante Situationen oder unerwartete Um-
stände berücksichtigt (Hirschi & Baumeler, 2020).

In der Expertise wird auf einen erweiterten Be-
griff von Inklusion rekurriert, welcher sich bei der 
Verwirklichung gleichberechtigter gesellschaft-
licher Teilhabe nicht nur auf Behinderung bezieht, 
sondern auch andere diskriminierende sowie be-
nachteiligende Differenzkategorien in den Blick 
nimmt (Reich, 2023) – insbesondere im Kontext 
von Migration sowie einer benachteiligenden Le-
benslage. Vor allem die auftretenden Intersektio-
nalitäten kombinierter Merkmale – wie bspw. Mi-
gration und Geschlecht (Winkler & Degele, 2009) 

– gilt es dabei auch hinsichtlich der Benachtei-
ligung in beruflichen Orientierungsprozessen zu 
reflektieren. Die stratifizierte Ausgestaltung des 
gegliederten allgemeinbildenden Schulsystems 
in Deutschland (Wohlbrandt, 2024, S. 65.) ist zwar 
ausdrücklich nicht Gegenstand unserer Betrach-
tung und kritischen Auseinandersetzung mit un-
eingelösten Rechten junger Menschen auf Inklu-
sion; gleichwohl wird in der Expertise auch ein 
Augenmerk auf Schulen als wichtige Instanzen 
der beruflichen Orientierung gelegt.

Mit den folgenden Überlegungen soll keineswegs 
in Abrede gestellt werden, dass es in den letzten 
Jahren eine Vielzahl von Initiativen gegeben hat, 
inklusive Perspektiven in der Angebotsgestaltung 
am Übergang Schule-Beruf zu stärken. Konzepte 
bzw. Ansätze wie die „Inklusive Berufsorientie-
rung“, die am Institut für Ökonomie und ihre Di-
daktik der PH Karlsruhe für allgemeinbildende 
Schulen entwickelt wurde, oder das Modellprojekt 
„Übergang Schule – Beruf inklusiv“ aus Schles-
wig-Holstein veranschaulichen dies exemplarisch. 
Dennoch bildet zentral die insgesamt noch wenig 
inklusiv gestaltete Berufsorientierungspraxis den 
Ausgangspunkt der vorliegenden Expertise, de-
ren normativer – menschenrechtlicher – Rahmen 
in Teil I entfaltet wird. Hierbei werden zunächst 
wesentliche Herausforderungen einer inklusiven 
Berufsorientierung skizziert (Kap. 1), um zu ver-
deutlichen, dass die Praxis der Berufsorientierung 
vielfach segregierend und lenkend auf die Über-
gangswegeplanungen sowie -entscheidungen der 
jungen Menschen mit Benachteiligungen bzw. Be-
hinderungen einwirkt und sie in der Autonomie ih-
rer Berufswahlfreiheit beschneidet. Weiterhin wird 
herausgearbeitet, dass Programme zur Berufso-
rientierung meist primär die individuelle Ebene 
fokussieren und damit institutionelle Kontexte so-
wie gesellschaftliche Macht- und Ungleichheits-
verhältnisse vernachlässigen. Insgesamt folgt die 
Expertise dem anschließend präzisierten men-
schenrechtlichen Verständnis von Behinderung 
der UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK). 
Dieses geht davon aus, dass jeder junge Mensch 
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ein Recht auf diskriminierungsfreie Teilhabe hat 
und eine Beeinträchtigung erst infolge einstel-
lungs- und umweltbezogener Barrieren die Teilha-
bemöglichkeiten junger Menschen am Übergang 
Schule-Beruf einschränkt (Kap. 2).

Die Problemanalyse der Expertise (Teil II) fokus-
siert drei wesentliche Dimensionen von Berufs-
orientierung, die sowohl im Kontext der neueren 
sozial- und erziehungswissenschaftlichen Über-
gangsforschung in Bezug auf die Prozessierung 
von Übergängen (Wanka et al., 2020, S. 22-23), 
als auch in Studien zur Praxis der Berufsorientie-
rung (z. B. Enssen et al., 2025) akzentuiert werden: 
Zunächst werden die verbreiteten Kompetenz-
feststellungsverfahren als Praktiken des Messens, 
Diagnostizierens und Kategorisierens angesichts 
der häufigen Orientierung an standardisierten 
Anforderungen der Berufs- und Arbeitswelt in den 
Blick genommen (Kap. 3). In Bezug auf Beratung 
und Begleitung werden daran anschließend Se-
lektionsprozesse in unterschiedlichen Kontexten 
problematisiert, durch die junge Menschen we-
niger in ihrer selbstbestimmten beruflichen Ori-
entierung unterstützt, sondern vielmehr in steu-
ernder und bevormundender Weise in bestimmte 
Segmente der Berufs- und Arbeitswelt platziert 
werden (Kap. 4). Hinsichtlich der für Inklusion be-
sonders bedeutsamen Netzwerke und Kooperati-
onen verweist die Expertise schließlich auf nach 
wie vor segregierende Infrastrukturen, die eine 
gleichberechtigte diskriminierungsfreie Teilhabe 
junger Menschen an allen Angeboten zur Berufs-
orientierung erschweren oder verhindern (Kap. 5).

Die Handlungsempfehlungen (Teil III), die einen 
konkreten Diskussionsbeitrag zur Überwindung 
der skizzierten Inklusionshemmnisse im Kon-
text von Berufsorientierung leisten sollen, schlie-
ßen an die Problemanalyse an: Zunächst wird 
für eine biografie- und lebenslagenorientierte 
Bedarfsklärung als Basis inklusiver Berufsorien-
tierung plädiert (Kap. 6). Daran anknüpfend wird 
eine Orientierung ermöglichende und Perspekti-
ven eröffnende pädagogische Praxis für alle jun-
gen Menschen skizziert (Kap. 7) und schließlich 
die Notwendigkeit der Gestaltung inklusiver In-
frastrukturen zur Berufsorientierung aufgezeigt 
(Kap. 8). Abschließend werden Handlungsschritte 
formuliert, die zentrale Aspekte für eine inklusiv 
gestaltete Berufsorientierung zusammenfassen.
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Teil I Normativer Rahmen 

Zunächst wird in diesem Teil I der Expertise geklärt, was wir unter inklusiver Berufsorientierung ver-
stehen und auf welchen menschenrechtlichen Grundlagen dieses Verständnis basiert. Um genauer 
ermessen zu können, vor welchen Herausforderungen die Etablierung einer solchen inklusiven Berufs-
orientierung steht, werden diese nachfolgend skizziert, auch um auf die in Teil II angestellte differen-
zierte Problemanalyse vorzubereiten.

1. � Verständnis und Herausforderungen  
einer inklusiven Berufsorientierung 

Die Berufsorientierung junger Menschen ist in den 
letzten Jahren verstärkt in den bildungspolitischen 
Fokus geraten. Angesichts vielschichtiger und be-
harrlicher Problemlagen am Übergang Schule- 
Beruf, die sich insbesondere an unbesetzt blei-
benden Ausbildungsplätzen bei gleichzeitig unver-
sorgten Jugendlichen sowie weiterhin erfolgenden 
Eintritten in den Übergangssektor zeigen (BMBF, 
2024a; BJK, 2025), wurden auf Bundesebene Pro-
gramme wie das Berufsorientierungsprogramm 
(BOP) weiterentwickelt und Initiativen auf unter-
schiedlichen Ebenen initiiert (BIBB, 2018; vgl. auch 
Datenbank der BIBB-Fachstelle überaus (https://
www.ueberaus.de/programme)). Ferner wird in Ab-
stimmung zwischen Bund und Ländern seit 2010 die 
Initiative Bildungsketten mit vielfältigen Strategien 
zur Berufsorientierung Jugendlicher realisiert (vgl. 
auch Kap. 5). Die Kultusministerkonferenz (KMK) 
formulierte 2017 eine „Empfehlung zur Beruflichen 
Orientierung an Schulen“ (KMK, 2017). Dieser fol-
gend vollzieht sich Berufsorientierung im Rahmen 
einer mehrjährigen individuellen Förderung un-
ter „Einbindung aller schulischen und außerschu-
lischen Akteure vor Ort“ (KMK, 2017, S. 3). Neben 
Schule und Unterricht sind insbesondere auch die 
Berufsberatung der Agenturen für Arbeit, Arbeitge-
ber, Jugend- bzw. Schulsozialarbeit, Bildungsein-
richtungen, offene Jugendarbeit, Erziehungshilfen, 
Eingliederungshilfe und Jugendberufsagenturen 
zentrale institutionelle Kontexte, in denen junge 
Menschen in ihrer Berufsorientierung unterstützt 
werden (Beierling et al., 2024a). Während ein enges 
Verständnis von Berufsorientierung primär die Be-
rufswahl adressiert, geht es in einem weiten Ver-

ständnis umfassender „um die Vorbereitung auf 
das Leben in der Arbeitswelt und der Gesellschaft“ 
(Butz & Deeken, 2014, S. 99) und die Ermöglichung 
einer gerechten beruflichen Teilhabe (BJK, 2025). 

Die gestiegene Aufmerksamkeit für Berufsori-
entierung verdeutlicht, dass der Übergang in die 
Berufs- und Arbeitswelt eine voraussetzungsvolle 
Herausforderung der Selbstpositionierung junger 
Menschen im Jugend- und jungen Erwachsenen-
alter darstellt, für deren Bewältigung eine eigen-
verantwortliche Berufswahl als entscheidend be-
trachtet wird (Brüggemann & Rahn, 2020, S. 12). 
Dabei haben sich die Anforderungen an junge 
Menschen beim Zugang in das Beschäftigungs-
system in den letzten Jahrzehnten deutlich er-
höht und einen gesamtgesellschaftlichen Trend 
zur Höherqualifizierung begünstigt (Quenzel & 
Hurrelmann, 2022, S. 125). Wenngleich die Aus-
bildungs- oder Studienentscheidung dem insti-
tutionalisierten Normallebenslauf folgend idea-
lerweise zum Ende der Schulzeit erfolgen sollte, 
diversifizieren und entgrenzen sich die Übergän-
ge (Schröer, 2013), so dass sich junge Erwachse-
ne auch in ihrer weiteren Biografie immer wieder 
beruflich um- und neuorientieren müssen. Unge-
achtet der seit Jahren erweiterten Angebote zur 
Berufsorientierung an Schulen (Schröder et al., 
2015) haben viele junge Menschen zum Ende der 
Schulzeit „erhebliche Unsicherheiten bezüglich 
der Berufs- und Studienwahl“ (Autor:innengruppe 
Bildungsberichterstattung, 2024, S. 285). Zudem 
haben sie Schwierigkeiten, die vielfältigen Infor-
mationen zur Berufsorientierung zu überblicken 

https://www.ueberaus.de/programme)
https://www.ueberaus.de/programme)
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(Barlovic, Ullrich & Wieland, 2024). Entsprechend 
entscheiden sich viele erst im Zuge unterschied-
licher nachschulischer Zwischenphasen für eine 
berufliche oder akademische Qualifizierung 
(Hüfner & Kreuz, 2019). Einmal getroffene Ent-
scheidungen werden zudem bei nicht wenigen 
jungen Menschen wieder revidiert, was die kon-
stant hohen Zahlen an Ausbildungs- und Studie-
nabbrüchen bzw. -wechseln zeigen (Handelmann, 
2020; Neugebauer, Daniel & Wolter, 2021; Uhly & 
Neises, 2023). Eine wachsende Gruppe an jun-
gen Erwachsenen erreicht zudem keine berufliche 
Qualifizierung und hat daher ein erhöhtes Risiko, 
nur unsichere Erwerbskarrieren zu realisieren und 
häufiger von Arbeitslosigkeit und Armut betroffen 
zu sein (Autor:innengruppe Bildungsberichterstat-
tung 2024, S. 307). So verfügten 2022 insgesamt 
2,86 Mio. und damit fast jede*r Fünfte (19,1 %) in 
der Altersgruppe zwischen 20 und 34 Jahren über 
keinen Berufsabschluss (BIBB, 2024, S. 10).

Angesichts der skizzierten Komplexität von 
Übergängen und der ausgeprägten Pluralität an 
beruflichen und akademischen Qualifizierungsop-
tionen wird der pädagogischen Begleitung der Be-
rufsorientierung eine hohe Relevanz beigemessen. 
So attestieren Unternehmen „Verbesserungsbe-
darf hinsichtlich der Berufsvorstellungen der jun-
gen Menschen“ (DIHK, 2019, S. 12) und plädieren 
für eine umfangreichere und praxisorientiertere 
Studien- und Berufsorientierung. Die Kultusminis-
terkonferenz empfiehlt eine individuelle Berufso-
rientierung, um die Berufswahlkompetenz junger 
Menschen frühzeitig zu fördern (KMK, 2017, S. 3). 
Mit diesem Konzept rückt die Fähigkeit in den Fo-
kus, „Berufsbiographien zu entwerfen, zu planen 
und zu gestalten“ (Driesel-Lange et al., 2020, S. 
59). Dabei fokussiert Berufswahlkompetenz indivi-
duelle Eigenschaften junger Menschen in Gestalt 
von „kognitiven Fähigkeiten, motivationalen Orien-
tierungen und Handlungsfähigkeiten“ (ebd.). Indi-
viduelle Merkmale wie berufliches Selbstkonzept, 
Selbstwirksamkeit, Engagement im Berufswahlpro-
zess sowie Sicherheit, „im Sinne der Klarheit der 
nachschulischen Entscheidung“ (Driesel-Lange et 

al., 2023, S. 89) werden als Faktoren gelingender 
beruflicher Entwicklung und Teilhabe betrachtet 
(ebd.). 

Wenngleich alle jungen Menschen gleichermaßen 
vor der Herausforderung stehen, die auch in Arti-
kel 12 Grundgesetz (GG) verankerte freie Berufs-
wahl eigenverantwortlich zu treffen, sind die Vor- 
aussetzungen zur Realisierung beruflicher Ziele 
und zur sozialen Mobilität über die berufliche Teil-
habe gesellschaftlich ungleich verteilt. Denn jun-
ge Menschen haben grundsätzlich unterschied-
lich große Ressourcen sowie Spielräume zur 
Gestaltung ihrer Berufsbiografien (Brüggemann & 
Rahn, 2020, S. 12). Begründet ist dies einerseits 
durch die doppelte Normierung der Berufswahl, 
im Zuge derer sich junge Menschen nicht nur 
an eigenen Interessen und Fähigkeiten, sondern 
zugleich auch an den Bedarfen des (regionalen) 
Ausbildungs- und Arbeitsmarkts orientieren sol-
len (ebd.). Da die Zugänglichkeit zu beruflicher 
und akademischer Bildung und die Erreichbar-
keit von beruflichen Positionen an schulische 
Qualifikationen gekoppelt sind (Baethge, 2010), 
unterscheiden sich die beruflichen Perspektiven 
junger Menschen. Benachteiligt sind diesbezüg-
lich insbesondere jene, die von institutioneller 
Diskriminierung betroffen sind oder die im Kon-
text sonderpädagogischer Förderung häufig nur 
niedrige oder keine Schulabschlüsse erreichen 
(Autor:innengruppe Bildungsberichterstattung, 
2024, S. 170-171). Insgesamt sind vor allem junge 
Menschen mit fehlendem oder niedrigem Schul-
abschluss, Flucht- und anderen Migrationserfah-
rungen, Behinderungen oder psychischen und 
anderen chronischen Erkrankungen sowie mit so-
zialen Benachteiligungen von Ausbildungslosig-
keit betroffen (Beierling et al., 2024b, S. 2-4).

Andererseits ist in diesem Zusammenhang mar-
kant, dass die beruflichen Aspirationen junger Men-
schen je nach Lebenslagen, sozialer Herkunft und 
besuchter Schulform variieren (Autor:innengruppe 
Bildungsberichterstattung, 2024, S. 285). Bereits 
im achten Jahrgang, in dem viele schulische An-
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gebote zur Berufsorientierung starten, ist bei Ju-
gendlichen aus Familien mit sozial niedrigerem 
Status eine besonders große Diskrepanz zwischen 
realistischem und idealistischem Berufswunsch 
festzustellen (Autor:innengruppe Bildungsbericht-
erstattung, 2022, S. 160). Sie müssen stärkere 
Kompromisse hinsichtlich ihrer beruflichen Ziele 
machen und gehen im Vergleich zu sozioökono-
misch privilegierten Gleichaltrigen seltener davon 
aus, ihre Berufswünsche später auch tatsächlich 
verwirklichen zu können (Leven, Quenzel & de 
Moll, 2024, S. 206). Jugendliche aus unterprivile-
gierten Lebenslagen schauen entsprechend pes-
simistischer in die Zukunft und nutzen zugleich 
auch weniger Informationsquellen zur Berufsori-
entierung. Angesichts eingeschränkter Unterstüt-
zungsmöglichkeiten im familiären und sozialen 
Umfeld sind sie zudem stärker auf institutionelle 
Beratung angewiesen (Schleer & Calmbach, 2022, 
S. 65-66). Hingegen sind in den zunehmend auch 
zur Berufsorientierung genutzten Freiwilligen- und 
Auslandsdiensten junge Menschen mit höheren 
Schulabschlüssen stärker vertreten als jene mit 
schlechteren (Autor:innengruppe Bildungsbericht-
erstattung, 2024, S. 162). 

Die Frage der Realisierbarkeit beruflicher Wün-
sche spielt im Zuge der pädagogischen Beglei-
tung der Berufsorientierung eine zentrale Rol-
le und wird insbesondere an nichtgymnasialen 
Schulformen (Dittrich & Walther, 2020; Thielen & 
Kurth, 2023) sowie in Bildungsgängen des Über-
gangssektors (Thielen & Handelmann, 2021, S. 90-
93) pädagogisch verhandelt. Angesichts der von 
Lehr- und Fachkräften prognostizierten Schulab-
schlüsse werden berufliche Wünsche junger Men-
schen hinsichtlich ihrer Realisierbarkeit be- und 
bisweilen auch entwertet, und es werden ihnen 
nur Ausbildungsberufe in bestimmten beruflichen 
Segmenten und Branchen nahegelegt. Im Unter-
richt wird ihnen entsprechend nur ein begrenztes 
berufliches Spektrum eröffnet (Faulstich-Wieland 
& Scholand, 2017, S. 154). Viele Jugendliche, die 
einen niedrigen oder mittleren Schulabschluss 
anstreben, werden gar nicht über die Option eines 

Studiums und zu möglichen Wegen dorthin infor-
miert (Barlovic, Ullrich & Wieland, 2024, S. 12). Je 
nach besuchter Schulform und prognostiziertem 
Schulabschluss wird Jugendlichen demzufolge 
mit sehr unterschiedlichen pädagogischen Hal-
tungen begegnet: Während sie auf höheren Schul-
formen in ihrer Eigenverantwortlichkeit begleitet 
und bestärkt werden, treten ihnen Lehrkräfte in 
unteren Schulformen angesichts zugeschriebener 
Defizite mit einer vormundschaftlichen Haltung 
gegenüber, „um lenkend in den Berufsorientie-
rungsprozess einzugreifen“ (Bigos, 2020, S. 346). 

Während die Potenziale von jungen Menschen 
mit niedrigem oder keinem Schulabschluss so-
wie aus unterprivilegierten Lebenslagen bislang 
generell zu wenig wahrgenommen werden (Holt-
mann, Menze & Solga, 2018, S. 30), gilt dies in 
besonderem Maße auch für junge Menschen mit 
Behinderungen, deren berufliche Möglichkeiten 
nach wie vor institutionell eingeschränkt wer-
den (Reims, Rauch & Nivorozhkin, 2023). Ins-
besondere in Bezug auf Förderschüler*innen 
im Schwerpunkt Lernen ist bekannt, dass sie im 
Kontext von Berufsorientierung und Berufsbe-
ratung häufig defizitorientiert betrachtet und im 
Anschluss an die Schule zumeist als nicht aus-
bildungsreif eingeschätzt werden (Blanck, 2020, 
S. 169; Laur, 2021, 135f.). Die daraus resultieren-
de Teilnahme an berufsvorbereitenden Bildungs-
gängen im Übergangssektor wird von einem 
Teil der Jugendlichen als eine „fremdbestimmte 
Zwangszuweisung“ (Beer, 2025, S. 355) erlebt. 
Letztlich werden die beruflichen Perspektiven 
dieser jungen Menschen in doppelter Weise ein-
geschränkt, da sie häufig auf außerbetriebliche 
Fachpraktiker*innenausbildungen verwiesen und 
damit in der Auswahl an Ausbildungsberufen 
deutlich begrenzt werden. Noch eingeschränkter 
sind die Teilhabemöglichkeiten im Kontext „Gei-
stiger Behinderung“. Ungeachtet ihrer beruflichen 
Wünsche droht den entsprechend klassifizierten 
jungen Menschen nahezu automatisch der Über-
gang in eine Werkstatt für behinderte Menschen 
(nachfolgend WfbM) (Zölls-Kaser, 2023). 

melanie.hasse
Hervorheben
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Eine berufsorientierende pädagogische Praxis, 
im Zuge derer Jugendliche aus unterprivilegier-
ten Lebenslagen sowie mit bestimmten sozialen 
Merkmalen wie einer Behinderung, niedrigem 
Schulabschluss oder familiären Migrations- bzw. 
Fluchterfahrungen frühzeitig in bestimmte beruf-
liche Segmente und institutionelle Kontexte ori-
entiert werden (zusammenfassend Thielen, 2018), 
widerspricht den Prämissen einer inklusiven Be-
rufsorientierung im Verständnis der Behinderten-
rechtskonvention der Vereinten Nationen (nach-
folgend UN-BRK). Dabei ist die UN-BRK „keine 
Spezialkonvention für die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen, sondern sie konkretisiert die 
bereits anerkannten allgemeinen Menschenrech-
te aus anderen Menschenrechtsübereinkommen 
auf die Situation von Menschen mit Behinde-
rungen“ (Deutsches Institut für Menschenrech-
te, o. J.). So verstanden ist die UN-BRK als men-
schenrechtliches Dokument bedeutsam für alle 
jungen Menschen in ihrer Diversität und nicht 
nur für jene mit Behinderungen. Denn eine men-
schenrechtskonforme Umsetzung von Artikel 24 
UN-BRK impliziert, dass allen jungen Menschen 
eine Berufsorientierung zu ermöglichen ist, die sie 
darin unterstützt, die im Grundgesetz verankerte 
freie Berufswahl eigenverantwortlich zu treffen 
und ihnen entsprechend Artikel 27 UN-BRK dazu 
auch Zugänge zum Ausbildungsmarkt zu eröffnen 
(Oehme, 2025). 

Alle unsere hier angestellten Überlegungen zur 
Gestaltung einer inklusiven Berufsorientierung be-
ruhen normativ auf menschenrechtlichen Grund-
lagen, vor allem jenen der UN-BRK. In diesem Zu-
sammenhang wird die Berufsorientierung in einen 
sozial- und jugendpolitischen Rahmen gerückt, in 
dem Jugend als Integrationsmodus beruflicher 
Teilhabe (BMFSFJ 2017) gesehen wird. Dies be-
deutet, dass Berufsorientierung als ein Kernpro-
zess der Ermöglichung einer gleichberechtigten 
beruflichen Teilhabe – wie menschenrechtlich z. B. 
durch die UN-BRK eingefordert – verstanden wird. 
Anknüpfend an Clarks Perspektive auf „Jugend als 
Capability“ (2015) kann somit gefragt werden, wie 
es jungen Menschen durch die Berufsorientierung 

ermöglicht wird, sich im institutionellen Gefüge 
von Bildung, Übergängen und Arbeitsmärkten so 
zu orientieren, dass sie die Freiheit haben, ihre 
Aspirationen und Fähigkeiten zu erfahren und 
auszubilden sowie gleichberechtigt in Formen be-
ruflicher Teilhabe zu verwirklichen. Dabei ist ins-
besondere zu fragen, welche Diskriminierungen, 
Barrieren und institutionellen Pfade in den jewei-
ligen Infrastrukturen vor Ort die Prozesse der Be-
rufsorientierung mitgestalten, Zugänge blockieren 
und so Teilhabe- und soziale Mobilitätschancen 
junger Menschen z. B. in der Perspektive eines 
beruflichen Aufstiegs verwehren. 

Die unserem Ansatz zu Grunde liegende men-
schenrechtliche Perspektive auf Berufsorientie-
rung wird im nächsten Kapitel erläutert. Sie leitet 
die in Teil II angestellte Problemanalyse, in der 
anhand des aktuellen Forschungs- und Diskussi-
onsstandes kritisch auf von uns als zentral erach-
tete institutionelle Bedingungen der Berufsori-
entierung geschaut wird. Erstens richtet sich der 
Blick auf die diversen Ansätze zu Kompetenz- bzw. 
Potenzialanalysen und sonstige Instrumente, die 
auch dazu eingesetzt werden, die Potenziale der 
jungen Menschen, ihre Berufswahlkompetenzen, 
Ausbildungsreife usw. zu vermessen und sie ent-
sprechend zu kategorisieren. Zweitens werden die 
begrenzte Auswahl an Praktikumsplätzen (z. B. nur 
in einer WfbM) und andere Cooling-Out-Strategien 
problematisiert, die dazu genutzt werden, um Ju-
gendliche zu platzieren in dem Sinne, sie davon zu 
überzeugen, ihre ursprünglichen Berufswünsche zu 
ändern, weil Lehrer*innen oder andere Fachkräfte 
diese als nicht realisierbar erachten – anstatt sie 
zu orientieren und die Spielräume ihrer Berufswahl 
entsprechend ihrer Fähigkeiten, Aspirationen und 
arbeitsmarktbezogenen Möglichkeiten zu erwei-
tern. Drittens werden die vorhandenen Förder- und 
Sondermaßnahmen bzw. die soziale Infrastruktur 
aus menschenrechtlicher Sicht kritisch eingeord-
net. Diese in Teil II angestellte Problemanalyse 
mündet in Teil III in eine Diskussion von Maximen 
einer inklusiven Berufsorientierung sowie von kon-
kreten Handlungsempfehlungen zur Gestaltung ei-
ner inklusiven Berufsorientierung.
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Menschenrechtlich betrachtet, sind die Berufs-
orientierung und die damit zusammenhängenden, 
hier erörterten Fragen an der Schnittstelle zweier 
Rechte zu verorten, nämlich des Rechts auf Bildung 
und des Rechts auf Arbeit und Beschäftigung (UN, 
General Assembly, 2012, S. 79; UN, Committee on 
Economic, Social and Cultural Rights, 1999, S. 15). 
Durch die einander überlagernden Anforderungen 
dieser beiden – bereits 1968 in Art. 6 und 13 des 
Internationalen Paktes über wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Rechte (UN-Sozialpakt) allgemein 
formulierten und später durch Art. 24 und 27 UN-
BRK näher präzisierten – Rechte ergeben sich ei-
nige normative Leitplanken für die Berufsorientie-
rung und auch generell für das Verständnis der in 
Art. 12 Abs. 1 GG verankerten Berufswahlfreiheit so-
wie des Benachteiligungsverbots des Artikel 3 GG.

Denn die UN-BRK und alle anderen von Deutsch-
land ratifizierten internationalen Menschen-
rechtsabkommen stehen nicht nur im Rang eines 
Bundesgesetzes, sondern besitzen darüber hi-
naus verfassungsrechtliche Bedeutung als Aus-
legungshilfe für die Bestimmung des Inhalts und 
der Reichweite der Grundrechte und rechtsstaat-
lichen Grundsätze des Grundgesetzes. Deutsche 
Rechtsvorschriften sind deshalb nach Möglichkeit 
so auszulegen und anzuwenden, dass ein Konflikt 
mit völkerrechtlichen Verpflichtungen der Bundes-
republik Deutschland nicht entsteht (Bundesver-
fassungsgericht, 2020, Rn. 40).

In diesem Kontext betrachtet, muss es grundle-
gende Prämisse jeglicher Berufsorientierung sein 
sicherzustellen, dass alle jungen Menschen – auch 
diejenigen mit Behinderungen – „ohne Diskriminie-
rung und gleichberechtigt mit anderen Zugang zu 
allgemeiner Hochschulbildung, Berufsausbildung, 
Erwachsenenbildung und lebenslangem Lernen ha-
ben“ (Artikel 24 Absatz 5 UN-BRK) und die Mög-
lichkeit erhalten, „den Lebensunterhalt durch Arbeit 
zu verdienen, die in einem offenen, inklusiven und 
für Menschen mit Behinderungen zugänglichen 
Arbeitsmarkt und Arbeitsumfeld frei gewählt oder 

angenommen wird“ (Artikel 27 Absatz 1 UN-BRK). 
Hintergrund hierfür ist das moderne relationale 
Verständnis von Behinderung, das allen Menschen-
rechten zugrunde liegt und wonach eine Behinde-
rung erst aus der Wechselwirkung zwischen einem 
Individuum und einstellungs- und umweltbedingten 
Barrieren entsteht, die es an der vollen, wirksamen 
und gleichberechtigten Teilhabe an der Gesell-
schaft hindern (Präambel e) und Artikel 1 Abs. 2 UN-
BRK), anders ausgedrückt aus der Wechselwirkung 
zwischen gesellschaftlichen Rahmenbedingungen 
und Erwartungshaltungen einerseits und individu-
ellen leiblichen, intellektuellen und psychischen Be-
dingungen andererseits (Degener, 2016, S. 16).

In der Konsequenz bedarf es zum ersten einer 
vergleichbaren Vielfalt an Optionen bzw. Wahl-
möglichkeiten, um allen jungen Menschen chan-
cengleiche und selbstbestimmte Entfaltungs-
möglichkeiten und damit die Aussicht auf eine 
gleichberechtigte Teilhabe am Ausbildungs- und 
Arbeitsmarkt bieten zu können. Nur dann kann 
von einer echten Berufswahl gesprochen werden 
(Deutsches Institut für Menschenrechte 2020, 
S. 53 f.). Dazu gehört im Hinblick auf Artikel 27 
UN-BRK auch, allen jungen Menschen, und zwar 
ohne Abstriche auch solchen mit Behinderungen 
oder aus einem anderen Grund benachteiligten 
jungen Menschen, im Rahmen der Berufsorien-
tierung mindestens eine Alternative ernsthaft zu 
präsentieren, die – wenn gewählt – nach erfolgter 
Ausbildung eine auskömmliche Entlohnung mit 
sich bringt und so einen selbstbestimmten und 
existenzsichernden Lebensunterhalt ermögli-
chen würde, ohne dafür auf staatliche Transfer-
leistungen angewiesen zu sein. Das wiederum 
beinhaltet, durch „geeignete Schritte“ „das Sam-
meln von Arbeitserfahrung auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt […] zu fördern“ (Art. 27 Absatz 1 (j) 
UN-BRK), weshalb es menschenrechtlichen Anfor-
derungen beispielsweise nicht genügt, wenn man-
chen Jugendlichen nur Praktika in WfbM angebo-
ten oder ermöglicht werden (Deutsches Institut 
für Menschenrechte 2020, S. 56).

2. � Menschenrechtliche Perspektive auf Berufsorientierung 
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Zum zweiten ist eine vorurteilsfreie, an den Inte-
ressen der Jugendlichen ausgerichtete Beratung 
erforderlich – ohne bewusste oder unbeabsich-
tigte Vorfestlegungen, bestimmte Vorannahmen 
oder Zuschreibungen (Deutsches Institut für 
Menschenrechte 2020, S. 54). Dies gilt auch für 
solche junge Menschen, die einen besonderen 
Förder- oder Rehabilitationsstatus besitzen. Auch 
sie sind nach Art. 26 Abs. 1 UN-BRK „in die Lage 
zu versetzen, ein Höchstmaß an Unabhängig-
keit, umfassende körperliche, geistige, soziale 
und berufliche Fähigkeiten sowie die volle Ein-
beziehung in alle Aspekte des Lebens und die 
volle Teilhabe an allen Aspekten des Lebens zu 
erreichen und zu bewahren“. Kategorisierungen 
sind nur zulässig, wenn sie in inklusiven Settings 
– also im Rahmen von Regel- und nicht beson-
deren Angeboten (wie einer WfbM) – Ressourcen 
erschließen, um die diskriminierungsfreie Teil-
habe zu weiten, und nicht defizitorientiert aus-
gerichtet sind. Vor allem dürfen sie nicht dazu 
dienen, Optionen zu schließen, sondern nur dazu, 
Handlungsmöglichkeiten zu öffnen, und zwar sol-
che in inklusiven Settings. Mit Kategorisierung 
verbundene Weichenstellungen und Pfadabhän-
gigkeiten, die tendenziell in segregierende Aus-
bildungs- und Beschäftigungsstrukturen münden, 
sind also zu vermeiden (UN, Committee on the 
Rights of Persons with Disabilities, 2022, Ziff. 
35, 76). Auch besondere Maßnahmen zugunsten 
benachteiligter Gruppen sind nur zulässig, wenn 
sie nicht zur Erhaltung ungleicher oder separa-
ter Standards für unterschiedliche Gruppen (UN, 
Committee on the Rights of Persons with Disa-
bilities 2016, Ziff. 41a) oder zur Verstetigung von 
Isolierung, Segregation, Stereotypisierung bzw. 
Stigmatisierung (UN, Committee on the Rights 
of Persons with Disabilities 2018, Ziff. 29) führen, 
sondern nachweisbar inklusiv wirken. 

Schließlich muss zum dritten das Verfahren der 
Berufsorientierung für alle jungen Menschen unter 
vergleichbaren Bedingungen stattfinden, sowohl 
was die Kompetenz des Beratungspersonals als 
auch die barrierefreie Zugänglichkeit aller Inhalte 
und Informationen angeht. Ansonsten kann der 
menschenrechtlich geforderte wirksame Zugang 
aller jungen Menschen zu beruflicher Orientierung 
und Beratung (Art. 27 Absatz 1 (d) UN-BRK) nicht 
eingelöst werden. Die an der Berufsorientierung 
beteiligten schulinternen und externen Lehr- und 
Fachkräfte müssen deshalb so geschult sein, dass 
sie auch bei etwaigen Besonderheiten in der Per-
son oder Situation eines jungen Menschen ad-
äquat beraten können. Bezogen auf junge Men-
schen mit Behinderungen schließt das etwa „die 
Schärfung des Bewusstseins für Behinderungen 
und die Verwendung geeigneter ergänzender 
und alternativer Formen, Mittel und Formate der 
Kommunikation sowie pädagogische Verfahren 
und Materialien zur Unterstützung“ ein (Artikel 24 
Abs. 4 UN-BRK; siehe auch UN, Committee on the 
Rights of Persons with Disabilities 2016, Ziff. 71).

Auf welche Voraussetzungen bzw. Ausgangsbe-
dingungen Inklusion in der Berufsorientierung 
vor dem skizzierten menschenrechtlichen Hinter-
grund stößt, wird im anschließenden Teil II pro-
blematisiert.
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Teil II �Eine Problemanalyse:  
Inklusion in der Berufsorientierung 

Um in Teil III Handlungsempfehlungen formulieren zu können, richtet sich der Blick in Teil II auf iden-
tifizierte Probleme in der Berufsorientierung. Diese Problemanalyse erfolgt aus der in Teil I erläuterten 
menschenrechtlichen Perspektive. Sie startet mit einem kritischen Blick auf „Potenzialanalysen“ (BMBF, 
2022) und sonstige Ansätze zur Kompetenzfeststellung, die für junge Menschen zumeist am Beginn 
ihres Berufsorientierungsprozesses stehen. Anschließend gewähren vielfältige Forschungsergebnisse 
empirische Einblicke in die institutionelle Praxis der Beratung und Begleitung, in der bestimmte Grup-
pen junger Menschen eher platziert und weniger orientiert werden. Ihre Berufswünsche werden häufig 
‚ausgekühlt‘, und ihnen werden kaum auswahlfähige, ihren beruflichen Ambitionen entsprechende Be-
rufsorientierungsmöglichkeiten eröffnet. Abschließend richtet sich der Blick auf die vorhandenen Ange-
bote bzw. Infrastrukturen und deren Selektionsmechanismen.

Der Ausbau von Angeboten zur Berufsorientierung 
an Schulen wird bildungspolitisch, wie bereits ein-
führend erläutert, mit der gestiegenen Komplexität 
von Übergangsverläufen im Jugend- und jungen 
Erwachsenenalter begründet, die problematisiert 
und als Ausdruck von individuellen Förderbedar-
fen interpretiert werden. So sollte bereits mit dem 
2008 gestarteten Berufsorientierungsprogramm 
(BOP) auf die Teilnahme vieler Jugendlicher an 
Maßnahmen im Übergangssystem durch eine 
„zeitliche Vorverlagerung der Berufsorientierung“ 
(INBAS GmbH & IWAK, 2010, S. 18) einschließlich 
früher einsetzender diagnostischer Verfahren rea-
giert werden. 

3. � Messen, Diagnostizieren, Kategorisieren – zu individuellen 
Diagnosen, Kompetenzfeststellungen und standardisierten 
Anforderungen in der Berufsorientierung

Diagnostische Verfahren: Die Bezeichnung 
Diagnostik ist in der Sozialen Arbeit umstrit-
ten, weil sie vor allem mit medizinischen Zu-
sammenhängen assoziiert wird (Heiner, 2018, 
S. 243). Dennoch hat sich dieser Begriff in der 
Berufsorientierung durchgesetzt. Weit verstan-
den meint Diagnostik, systematisch Informati-
onen zu sammeln und zu verarbeiten mit dem 
Ziel, auf dieser Basis begründete Entschei-
dungen treffen zu können (ebd.). In der Berufs-
orientierung werden verschiedene Verfahren 
wie leitfadengestützte Gespräche, mündliche 
und schriftliche Befragungen, Tests in Deutsch 
und Mathematik, gezielt beobachtete und do-
kumentierte Arbeitsproben und Rollenspiele, 
biografieorientierte Methoden eingesetzt (Lip-
pegaus-Grünau, 2009, S. 73-75). Damit sollen 
systematisch Informationen dazu gewonnen 
werden, welche Interessen, Fähigkeiten und 
Fertigkeiten sowie sozialen und biografischen 
Voraussetzungen junge Menschen mitbringen, 
die für ihre Berufswahl bedeutsam sein können. 

Von der Allianz für Aus- und Weiterbildung 2015-
2018 wurde die Intensivierung der Berufsorien-
tierung als „wichtiger Beitrag gegen eine wach-
sende Zahl von Wechslern und Abbrechern in der 
beruflichen sowie akademischen Ausbildung“ 
betrachtet (Allianz für Aus- und Weiterbildung 
2015-2018, S. 3). Eine derartige, auf Präventi-
on zielende Funktionsbestimmung der Berufs-
orientierung findet sich auch in einem aktuellen 
Gutachten der Ständigen Wissenschaftlichen 
Kommission der Kultusministerkonferenz (SWK).  



12

Denn auch hier werden verlängerte Übergänge, 
hohe Teilnahmerzahlen im Übergangssektor sowie 
ein hoher Anteil an Jugendlichen ohne konkrete 
berufliche Zukunftsvorstellungen als Ausdruck un-
zureichender Berufsorientierung verstanden (SWK, 
2025, S. 121-122). In Bezug auf Inklusion ist dabei 
besonders markant, dass im Gutachten der SWK 
z. T. ein defizitorientierter Blick auf junge Men-
schen eingenommen wird, denen bei bestimmten 
sonderpädagogischen Förderbedarfen „unrealis-
tische Zukunftsentwürfe in Bezug auf ihre Berufs-
wahl“ (SWK, 2025, S. 103) zugeschrieben werden. 
Solche Ansätze sind aus der zuvor beschriebenen 
menschenrechtlichen Perspektive kritisch zu be-
trachten, weil sie nicht auf eine Ermöglichung dis-
kriminierungsfreier Teilhabe in einem nur bedingt 
inklusiv gestalteten Ausbildungssystem abzielen 
(Beierling et al., 2024b). 

Unzureichende Perspektiven  
kompetenzorientierter Diagnostik 

Die in der Berufsorientierung gegenwärtig ver-
breiteten diagnostischen Ansätze wie die auf 
individuelle (Förder-)Bedarfe fokussierten Kom-
petenzanalysen können die Wechselwirkung zwi-
schen Person und Umwelt, wie sie auch für den 
in der UN-BRK eingelassenen relationalen Behin-
derungsbegriff konstitutiv ist (Artikel 1 UN-BRK), 
nicht adäquat abbilden. Die biografisch orien-
tierte Übergangsforschung hat schon früh kriti-
siert, dass auf diese Weise soziale Problemlagen 
individualisiert und damit gleichzeitig Normali-
tätsstandards aufrechterhalten werden, die nicht 
für alle jungen Menschen erreichbar sind (Stauber 
& Walther, 1995). Indem Kompetenzanalysen Aus-
gangspunkt für individuelle Entwicklungsprozesse 
darstellen sollen und auf standardisierte Anforde-
rungen am Ausbildungs- und Arbeitsmarkt abzie-
len, werden sie zu einem Bestandteil von „Norma-
lisierungsarbeit“ (Dick, 2017, S. 214). 

Kompetenzanalysen bezeichnen diagnos-
tische Verfahren, mit denen Informationen zu 
sogenannten Kompetenzen gewonnen werden 
sollen. Zumeist zielt der Kompetenzbegriff auf 
jenes „Wissen, Können, Wollen“ (Hof, 2005, zit. 
nach Lippegaus-Grünau, 2009, S. 66), das Men-
schen benötigen, um Situationen erfolgreich zu 
gestalten bzw. Aufgaben zu bewältigen, zu de-
nen sie über noch keine oder nur geringe Er-
fahrungen verfügen. In der Berufsorientierung 
wird oft zwischen Fach-, Methoden-, Subjekt- 
und Sozialkompetenzen unterschieden mit dem 
Ziel, die Vielfalt möglicher Kompetenzen junger 
Menschen bei der Bewältigung verschiedener 
Situationen zu untersuchen. Für solche Kompe-
tenzanalysen werden zumeist typische Anforde-
rungen (z. B. Verkaufsgespräch im Einzelhandel, 
Metall- oder Holzverarbeitung, Diskussion in der 
Wohngemeinschaft) herangezogen. Dann wird 
beobachtet, ob sie von den jungen Menschen 
mit einem als ‚normal‘ geltenden Verhalten be-
wältigt werden. Dieser individuumszentrierte 
Blick von Kompetenzanalysen in der Berufsori-
entierung birgt das Risiko, gesellschaftliche und 
biografische Bedingungen wie die soziale Her-
kunft junger Menschen zu vernachlässigen und 
von ihnen Normalitätsstandards zu erwarten.

Aus Inklusionsperspektive sind solche Ansätze 
auch deshalb problematisch, weil sie nicht allein 
im Kontext von Berufsorientierung stehen, son-
dern häufig auch den Ausgangspunkt für Zugänge 
in besondere Maßnahmen am Übergang bilden. 
Vor dem Hintergrund der Selektivität des Über-
gangssektors entsteht dann die Gefahr, dass Be-
rufsorientierung Teilhabemöglichkeiten nicht nur 
eröffnet, sondern auch verschließt. Im Kontext der 
Berufsorientierung nehmen Kompetenzanalysen 
in Bezug auf bestimmte Gruppen von Jugendlichen 
somit z. T. die Funktion einer Bedarfsfeststellung 
ein, indem sie auch Defizite diagnostizieren und 
einen individuellen Orientierungs- bzw. Entwick-
lungsbedarf feststellen. Demgegenüber hat sich in 
der Jugendhilfe ein stärker partizipativ ausgerich-
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tetes Verständnis von Bedarfsklärung etabliert, 
das deutlich anschlussfähiger an die Inklusions-
perspektive ist (Graßhoff et al. 2023). So wurde 
bereits in den Diskussionen zur Jugendhilfepla-
nung der 1990er Jahre herausgearbeitet, dass zu 
einer Bedarfsklärung zwei voneinander zu unter-
scheidende Prozesse nötig sind: In einer ersten 
Stufe sind Bedürfnisse zu ermitteln, um daraus 
dann Handlungsbedarfe zu interpretieren (Jor-
dan/Schone, 2000). In möglichst dialogischen 
Verfahren (Hekele, 2005) werden dabei gemein-
sam mit den Jugendlichen Bedürfnisse formuliert. 
Die eigentliche Bedarfsbestimmung folgt erst im 
zweiten Schritt, bei dem die Bedürfnisse vor dem 
Hintergrund legitimer Ansprüche fachlich inter-
pretiert und in Bedarfe übersetzt werden. Diese 
können sich sowohl auf das Individuum beziehen 
(wie vorrangig in Hilfeplanprozessen) als auch auf 
die Struktur von Angeboten (wie vorrangig in der 
Jugendhilfe- sowie Sozialplanung). Ein Bedarf ist 
dabei jedoch schwerlich objektiv feststellbar, son-
dern beruht auf der fachlichen Deutung (oft meh-
rerer) beteiligter Akteur*innen. Deswegen wurde 
Jugendhilfeplanung als kooperativer (Merchel, 
1994) sowie politischer (Herrmann, 2018) Prozess 
beschrieben.

Bereits in der frühen Diskussion um Kompetenz-
entwicklung wurde herausgearbeitet, dass Kom-
petenzentwicklungsprozesse an konkrete soziale 
bzw. regionale (vgl. z. B. Prösel, 1995; Schröter, 
1999) und biografische (vgl. Alheit, 2003) Kon-
texte anknüpfen. Hier konnte man zeigen, dass 
die biografischen Anschlusspunkte von Lernpro-
zessen die wesentlichen Faktoren sind, an denen 
sich entscheidet, ob Verläufe mit Kompetenzent-
wicklungen einhergehen bzw. ob diese subjektiv 
überhaupt als Kompetenzentwicklungsprozesse 
verstanden und zum Ausdruck gebracht werden 
können (Alheit et al., 2003; Oehme, 2007). Kom-
petenzorientierte Diagnostiken sind als Grund-
lage der Berufsorientierung unzureichend, weil 
sie biografische Erfahrungen und Verläufe sowie 
soziale und regionale Bedingungen (Wicht et al., 
2025) nicht zentral einbeziehen. In der heutigen 

Umsetzung kompetenzorientierter Verfahren in 
der Berufsorientierung finden sich solche Ansät-
ze, die eine Person-Umwelt-Relation einschließ-
lich biografischer Aspekte in den Blick nehmen 
und damit anschlussfähiger an die UN-BRK wer-
den, nur bedingt wieder.

Probleme durch die Orientierung  
am vermeintlichen Normalitätsstandard  
‚Ausbildungsreife‘ 

In Bezug auf Inklusion besteht ein weiteres Pro-
blem darin, dass sich aktuelle Konzepte zur Be-
rufsorientierung auf vermeintliche Normalitäts-
standards beziehen und meist (zumindest implizit) 
auch auf das Ausbildungsreife-Konzept rekurrie-
ren. So wird im Startchancen-Programm betont, 
das sich an Schulen mit einem hohen Anteil sozial 
benachteiligter Schüler*innen richtet, dass neben 
der jugendlichen Potenzial- und Talententfaltung 
ein „Beitrag zur Herstellung von Ausbildungsreife 
und Berufsfähigkeit“ erfolgen soll (BMBF, 2024b, 
S. 4). Das wissenschaftlich schon lange problema-
tisierte Konstrukt Ausbildungsreife (Dobischat et 
al., 2012) beschreibt Mindeststandards zur Auf-
nahme einer Berufsausbildung, zu denen neben 
schulischen Basiskenntnissen und sozialen Kom-
petenzen u.a. auch die sogenannte Berufswahlrei-
fe gezählt wird (BA, 2009, S. 58).1 Neuerdings wird 
auch von Ausbildungsstartkompetenz gesprochen 
und der Kriterienkatalog zur Ausbildungsreife da-
bei um die sogenannten Future Skills erweitert 
(DIHK, 2023, S. 4). 

1   Die seit Jahrzehnten immer wieder geführten Debatten zur 
Berufs- bzw. Ausbildungsreife fokussierten ursprünglich die Frage 
des generellen Entwicklungsstands, ab dem jungen Menschen die 
Belastungen der Berufs- und Arbeitswelt zugemutet werden kön-
nen (z. B. Bornemann, 1960). Später setzte sich die vor allem von 
Arbeitgebern betonte These einer defizitären Ausbildungsfähigkeit 
junger Menschen durch, eine Behauptung, die bereits 1997 von der 
Kultusministerkonferenz zurückgewiesen wurde (KMK, 1997, S. 2).            
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Ausbildungsreife: Das immer wieder in Fachde-
batten kritisierte Konstrukt der Ausbildungsreife 
(Enggruber, 2016) wurde 2006 von der Bundes-
agentur für Arbeit (BA, 2006) eingeführt. Damals 
fehlten zahlreiche Ausbildungsplätze, um die 
vielen jungen Menschen, die einen Ausbildungs-
platz suchten, zu versorgen (Ehrenthal, Eberhard 
& Ulrich, 2005). Offiziell begründeten die Be-
triebe und ihre Vertretungen die besorgniser-
regende große Zahl unversorgter Jugendlicher 
nicht mit fehlenden Ausbildungsplätzen, son-
dern mit der fehlenden „Ausbildungsreife“ der 
jungen Menschen (Ehrenthal, Eberhard & Ulrich, 
2005). Gestützt auf § 35 Abs. 2 SGB III, nach 
dem die jeweilige Agentur für Arbeit den Auftrag 
hat, Arbeitgeber*innen „geeignete Auszubilden-
de“ zu vermitteln, wurde ab 2006 bei den jungen 
Menschen, die sich bei ihrer Ausbildungsplatz-
suche an die Berufsberatung wandten, die Aus-
bildungsreife geprüft (Enggruber, 2016). Seit-
dem orientieren sich an dem damals in einem 
Expert*innenkreis entwickelten Kriterienkatalog 
jedoch nicht nur die Berufsberater*innen, son-
dern viele Lehrer*innen und andere pädago-
gische Fachkräfte, so auch jene in der Berufso-
rientierung. „Der Kriterienkatalog gliedert sich in 
die Merkmalsbereiche: Schulische Basiskennt-
nisse, Psychologische Leistungsmerkmale, Phy-
sische Merkmale, Psychologische Merkmale des 
Arbeitsverhaltens und der Persönlichkeit, Berufs-
wahlreife“ (BA, 2006, S. 17). Diese werden jeweils 
kurz beschrieben und Merkmale genannt, die 
sie umfassen sollen und die Normalitätsvorstel-
lungen entsprechen. Ferner werden beispielhaft 
Fragen genannt, mit denen die einzelnen Merk-
male bei den jungen Menschen geprüft werden 
können (BA, 2006).

häufig pauschal Defizite in der Ausbildungsreife 
zugeschrieben werden (Blanck, 2020; Thielen & 
Handelmann, 2021), obgleich derartige Prognosen 
empirisch zweifelhaft und für die betroffenen jun-
gen Menschen stigmatisierend und folgenreich sind 
(Autorengruppe Bildungsberichterstattung, 2018, S. 
141; Holtmann et al., 2019): Auch die von Unterneh-
men monierten unrealistischen Berufsvorstellungen 
junger Menschen (DIHK, 2019, S. 12-13) lassen sich 
empirisch nicht pauschal bestätigen (Kohlrausch, 
2017). Gleichwohl wurde der Ausbau der schulischen 
Berufsorientierung schon in der Vergangenheit mit 
dem Ziel „Ausbildungsreife sichern“ (BA, 2004, S. 
5) begründet und der eigentlich stärkenorientierten 
Potenzialanalyse auch die Funktion zugewiesen, 
„förderungsbedürftige Jugendliche“ (ebd.) als ‚Son-
dergruppe‘ zu identifizieren. 

Die Orientierung am Ausbildungsreife-Konzept, die 
etwa in der Auswahl der in Kompetenzfeststellungs-
verfahren fokussierten Kompetenzmerkmale sicht-
bar wird, ist kritisch zu sehen, da insbesondere jun-
gen Menschen mit maximal Erstem Schulabschluss, 
ehemaligen Förderschüler*innen im Schwerpunkt 
Lernen sowie Teilnehmenden im Übergangssektor 

Potenzialanalysen: Mit einer Potenzialanalyse 
soll die Berufsorientierung ab der 7. Klasse be-
ginnen (BMBF, 2022). Dort werden verschiedene 
diagnostische Verfahren (s. o.) eingesetzt, um 
gemeinsam mit den Schüler*innen „fachüber-
greifende Kompetenzen und erste berufswahl-
bezogene Interessen zu erkunden und zu reflek-
tieren. Die Schülerinnen und Schüler stehen im 
Mittelpunkt der Potenzialanalyse und sollen zu 
Selbstreflexion und eigenen Schlussfolgerungen 
angeregt werden“ (BMBF, 2022, S. 2). Bereits in 
diesem Zitat aus den „Qualitätsstandards des 
BMBF zur Durchführung von Potenzialanalysen 
im Rahmen des Berufsorientierungsprogramms 
(BOP)“ zeigt sich, dass Potenzialanalysen in der 
Berufsorientierung „Kompetenzfeststellungsver-
fahren [bezeichnen], die frühzeitig Schüler*innen 
ermöglichen, sich mit eigenen Stärken und In-
teressen auseinanderzusetzen“ (Lippegaus-
Grünau, 2017, S. 13). Die verschiedenen Be-
grifflichkeiten sind also miteinander verwoben. 
Herauszustellen ist jedoch, dass bei dem Begriff 
Potenzialanalysen ein besonderes Augenmerk 
auf ein „stärkenorientierte[s], wertschätzende[s] 
Vorgehen“ (BMBF, 2022, S. 2) der Fachkräfte so-
wie auf Anregungen zur Selbstreflexion junger 
Menschen gerichtet wird.
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Die Orientierung an vermeintlichen Normalitäts-
standards ist in Bezug auf Inklusion kritisch zu 
reflektieren, da alterskonforme und -abweichende 
Entwicklungsstände akzentuiert werden. Dies gilt 
auch für die ursprünglich im Übergangssektor 
eingesetzte Potenzialanalyse, die den Auftakt der 
systematischen Berufsorientierung in Jahrgang 7 
oder 8 darstellt (BMBF, 2022) und an Regelschu-
len die altershomogene Jahrgangsklasse adres-
siert. So bilden im von mehreren Bundesländern 
genutzten Verfahren Profil AC die „Erwartungen 
an die Klassenstufe“ (Niedersächsisches Kultus-
ministerium, 2023, S. 36) die Bezugsnorm. 

sich die in den Verfahren fokussierten Kompetenz-
merkmale wie oben erwähnt z. T. mit den Kriterien 
zur Ausbildungsreife überschneiden (BA, 2006) 
und die jungen Menschen demzufolge schon be-
reits im Verlauf ihrer Schulbiografie an künftigen 
Erwartungen des Ausbildungssystems gemessen 
werden. Ungeachtet der ressourcenorientierten 
Programmatik der Potenzialanalyse, die gerade 
auch für inklusive Kontexte als anschlussfähig be-
trachtet wird (Koch, 2015, S. 7), erhalten die teil-
nehmenden Jugendlichen in der Praxis durchaus 
auch negatives Feedback (Faulstich-Wieland & 
Scholand, 2017, S. 160). Dieses Problem gilt es in 
Bezug auf inklusive Berufsorientierung zu reflek-
tieren, da insbesondere Förderschüler*innen in 
Befragungen zur Potenzialanalyse angeben, dass 
sie neben der Wahrnehmung von Stärken beson-
ders häufig Einsichten darüber erlangt haben, 
„was man nicht so gut kann“ (Stöbe-Blossey et al., 
2016a, S. 135). Insofern besteht die Gefahr, dass 
ausgerechnet schulisch schwächere Jugendliche 
weniger von der Potenzialanalyse profitieren und 
im konzeptionell auf Stärken ausgerichteten Set-
ting negatives Feedback erhalten. 

Eingeschränkte Diversitätssensibilität  
diagnostischer Verfahren 

Die Durchführung von Potenzialanalysen, deren 
Wirksamkeit insbesondere auch vom abschlie-
ßenden Reflexionsgespräch mit den Jugend-
lichen abhängt, ist vor allem in inklusiven Settings 
voraussetzungsvoll. Zunächst betrifft dies die 
Auswahl der in den Verfahren fokussierten Kom-
petenzbereiche. An im Übergangssektor schon 
länger eingesetzten Instrumenten wird kritisiert, 
dass der Fokus auf fachliche, soziale und perso-
nale Arbeitsanforderungen mit einer „Vernachläs-
sigung individueller und lebensnaher Fähigkeiten 
und Interessen“ (Morfeld, 2025, S. 51) einhergehe. 
Stark standardisierte Konzepte verzichten zudem 
häufig, wie oben schon angedeutet, auf biogra-
fieorientierte Verfahren, obwohl diese Bezüge zur 
Lebenswelt der Jugendlichen eröffnen und Hin-

Profil AC – Potenziale entdecken und Kom-
petenzen fördern: Dieses bundesweit einge-
setzte Verfahren zur Potenzial- bzw. Kompe-
tenzanalyse beinhaltet „einen großen Pool an 
Aufgaben, Tests und Fragebögen zur Ermittlung 
der überfachlichen und berufsbezogenen Kom-
petenzen sowie der Studien- und Berufsinte-
ressen“ (CJD, o.J., o.S., Hervorhebungen i.O. 
nicht übernommen). Zudem werden die Selbst-
einschätzungen der jungen Menschen zu ihren 
beruflichen Interessen und Kompetenzen ein-
geholt. Profil AC wurde zu Beginn der 2000er 
Jahre vom Christlichen Jugenddorfwerk (CJD) 
in Baden-Württemberg im Rahmen eines Mo-
dellprojektes entwickelt und ist inzwischen 
eines der bundesweit am weit verbreiteten 
Verfahren zur Potenzialanalyse. Vor diesem 
Hintergrund stimmt mit der Perspektive auf In-
klusion bedenklich, dass das CJD in seinem In-
ternetauftritt ausdrücklich darauf verweist, dass 
sich das Profil AC „eng am Kriterienkatalog zur 
Ausbildungsreife der Bundesagentur für Arbeit“ 
(CJD, o.J., o.S., Hervorhebungen i.O. nicht über-
nommen) orientiert.

Angesichts der auch aus sonderpädagogischer 
Sicht geforderten zeitlichen Flexibilisierung der 
Übergangsgestaltung wird die frühzeitige Durch-
führung der Potenzialanalyse in der Berufsorien-
tierung kritisch gesehen (Kranert & Stein, 2019, 
S. 219). Dies ist insofern nachvollziehbar, als dass 
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weise auf relevante Ressourcen im Berufsorien-
tierungsprozess liefern könnten. Bei der Auswahl 
der Testformate wird zu wenig bedacht, dass die 
zur Bearbeitung der Einzel- und Gruppenaufga-
ben vorausgesetzten Fähigkeiten dazu beitra-
gen, dass Jugendliche je nach individuellen (z. B. 
schulischen, sprachlich-kommunikativen, sozial-
emotionalen oder kognitiven) Voraussetzungen 
unterschiedliche Möglichkeiten haben, ihre Stär-
ken tatsächlich auch zu zeigen. Ein Problem stellt 
in diesem Zusammenhang auch die zum Teil sehr 
kurze Verfahrensdauer dar, die insbesondere jun-
ge Menschen mit besonderen Unterstützungsbe-
darfen benachteiligt (Stöbe-Blossey et al., 2016b, 
S. 33). Grundsätzlich ist fraglich, inwieweit die 
allgemeinen Testverfahren den Voraussetzungen 
von heterogenen Gruppen gerecht werden können 
und für inklusive Settings geeignet sind, weil sie 
nicht in und für diese Kontexte entwickelt wurden. 
Anstatt Verfahren für inklusive Settings zu ent-
wickeln, gibt es besondere Verfahren, so z. B. für 
junge Menschen mit kognitiven Beeinträchtigun-
gen (Clormann & Hartung, 2020; Sasse & Siefken, 
2022), die dann aber die gemeinsame Durchfüh-
rung mit anderen Jugendlichen erschweren. Glei-
ches gilt in Bezug auf neuzugewanderte junge 
Menschen, für die ebenfalls spezielle Verfahren 
vorliegen (Stürner, 2017, S. 91). 

Während die Potenzialanalyse in der Sekundarstu-
fe I als eine einmalige Auftaktveranstaltung ge-
dacht ist, sieht das Konzept der Berufswahlkom-
petenz flexibel einzusetzende Testverfahren vor, 
um die individuellen beruflichen Entwicklungs-
stände Jugendlicher im Prozess der Berufsorien-
tierung zu ermitteln (Driesel-Lange et al., 2023). 

Berufsorientierungsprogramm (BOP) stellt die 
Förderung von Berufswahlkompetenz ein we-
sentliches Ziel dar (Ratschinski et al., 2017, S. 
18). Definiert wird Berufswahlkompetenz als 
„Bündel spezifischer kognitiver Fähigkeiten, 
motivationaler Orientierungen und Handlungs-
fähigkeiten […], die es einer Person ermögli-
chen, eine wohlbegründete Entscheidung für 
eine nachschulische Ausbildung zu treffen so-
wie sich in lebenslang wiederkehrenden be-
rufsbiografisch relevanten Situationen zu be-
währen“ (Driesel-Lange et al., 2020, S. 61). Eine 
einseitige Orientierung pädagogischer Ange-
bote am Modell der Berufswahlkompetenz wird 
kritisch gesehen, da das Ge- und Misslingen 
von beruflichen Übergängen in dieser Perspek-
tive primär auf im Individuum angelegte Merk-
male zurückgeführt wird, während gesellschaft-
liche Kontexte und sozialstrukturelle Aspekte 
vernachlässigt werden.          

Die insbesondere auf Selbsteinschätzungen fußen- 
den Befragungen sollen sichtbar machen, wie sich 
die individuellen Berufswahlkompetenzen der Ju-
gendlichen entwickeln und wie dies mit der Nut-
zung von unterschiedlichen Angeboten zur Berufs-
orientierung zusammenhängt (Ohlemann, 2021). 
Auch bei diesem Verfahren, welches unter ande-
rem auf das an Regelschulen entwickelte Thürin-
ger Berufswahlkompetenzmodell zurückgeht, stellt 
sich die Frage der Eignung für inklusive Settings. 
So ist die Passung des zugrundeliegenden Frage-
bogens für Jugendliche, „die wegen besonderer 
Lernschwierigkeiten andere Schularten besuchen“ 
(Lipowski et al, 2015, S. 29) bislang offen. Zudem 
benötigen die Jugendlichen zur Bearbeitung des 
Fragebogens bestimmte Fähigkeiten, wie Auf-
merksamkeit und Lesekompetenz (ebd.). 

Inhaltsbezogen ist mit Blick auf Inklusion zu fragen, 
inwieweit die unter Berufswahlkompetenz subsu-
mierten Dimensionen wie Motivation und Eigenver-
antwortlichkeit unterschiedlichen Lebenslagen von 
jungen Menschen und gesellschaftlich ungleich 

Berufswahlkompetenz: Das Konzept stellt eine 
kompetenzorientierte Weiterentwicklung des in 
der psychologischen Berufswahlforschung vor-
mals genutzten Ansatzes der Berufsreife dar 
und betrachtet die Berufswahl als eine Entwick-
lungsaufgabe. In vielen bildungspolitischen 
Programmen wie dem bundesweit etablierten 
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verteilten Berufs- und Zukunftschancen hinrei-
chend gerecht werden. So weist die subjektorien-
tierte Übergangsforschung schon länger darauf hin, 
dass die Realisierbarkeit beruflicher Wünsche die 
Selbstwirksamkeitserwartungen junger Menschen 
entscheidend beeinflusst und dass „intrinsische 
Motivlagen in besonders belasteten Lebenslagen 
von Handlungen, die Reaktionen auf äußere Zwän-
ge entspringen, überdeckt sein [können]“ (Walther 
et al., 2007, S. 102). Zudem gilt es zu berücksich-
tigen, dass junge Menschen an berufsbezogenen 
Übergängen unterschiedliche Handlungsspielräu-
me haben und dass insbesondere auch jene mit 
sonderpädagogischen Unterstützungsbedarfen in 
ihren Entscheidungen eingeschränkt und in hohem 
Maße von Gatekeepern in familiären und institutio-
nellen Kontexten abhängig sind (Beer, 2025). 

Vernachlässigung struktureller Problemlagen 
am Übergang Schule-Beruf 

Die bildungspolitische Intention der Steuerung 
und Optimierung beruflicher Übergänge durch eine 
frühzeitige Berufsorientierung ist aus der Perspek-
tive einer inklusiven Berufsorientierung kritisch zu 
hinterfragen. Aus einer ungleichheitstheoretischen 
und damit auch menschenrechtlichen Perspekti-
ve gilt es zu reflektieren, dass die Zugänglichkeit 
zum Ausbildungssystem, wie eingangs gezeigt, 
keineswegs nur von individuellen Voraussetzungen 
der Jugendlichen abhängt, sondern auch durch 
Selektions- und Diskriminierungsmechanismen 
geprägt ist. Auch die vielfach unhinterfragte Norm 
möglichst nahtloser Übergänge in Ausbildung gilt 
es zu hinterfragen. So wird von jungen Menschen 
ohne Studienberechtigung eine biografisch frühe 
Berufswahl erwartet, was keineswegs nur, aber vor 
allem für besonders vulnerable Jugendliche „eine 
zusätzliche Benachteiligung durch einen frühzei-
tigen Entscheidungsdruck“ (Kranert & Stein, 2019, 
S. 219) darstellen kann. Daher sind qualitative Be-
funde zu vorzeitigen Ausbildungsabbrüchen ernst 
zu nehmen, die zeigen, dass sich die entspre-
chenden jungen Menschen in aller Regel biogra-

fisch intensiv und frühzeitig mit der Suche nach 
einem Beruf auseinandergesetzt haben. Jedoch 
führt die Anforderung zur Bewältigung des Über-
gangs Schule-Beruf „zu einer Situation […], die 
Druck bei den Jugendlichen auslöst“ (Handelmann, 
2020, S. 220). Demgegenüber werden von den jun-
gen Menschen „Wahlfreiheit und Optionenvielfalt 
[…] kaum thematisiert“ (ebd.). Vor diesem Hinter-
grund sind zuweisend-vormundschaftliche Berufs-
orientierungsansätze, die gerade bei Jugendlichen 
auf Schulformen mit niedrigen Abschlussoptionen 
primär auf eine schnelle Vermittlung in Ausbildung 
setzen (Bigos, 2020, S. 365), zurückzuweisen, da 
ein direkter Übergang weder einen erfolgreichen 
Ausbildungsverlauf noch eine langfristige beruf-
liche Teilhabe garantiert. Auch eine reflektierte Be-
rufswahlentscheidung allein begründet keine nach-
haltige berufliche Teilhabe, da die Realisierung von 
der Lebenslage insgesamt abhängt. So verweisen 
die häufig prekär und diskontinuierlich verlau-
fenden Biografien ehemaliger Förderschüler*innen 
im Schwerpunkt Lernen ungeachtet individueller 
Bemühungen um Ausbildungsplätze auf weitest-
gehend verwehrte Zugänge am Ausbildungsmarkt 
und insgesamt stark eingeschränkte Möglichkeits-
räume (van Essen, 2013, S. 361f.). Ähnliches gilt für 
junge Menschen im Förderschwerpunkt „Geistige 
Entwicklung“, denen trotz klarer und bescheidener 
Berufswünsche kaum Zugänge auf den allgemeinen 
Arbeitsmarkt gelingen (Zölls-Kaser, 2023). Auch 
langzeitarbeitslose Menschen, die sich vielfältigen 
Stigmatisierungen ausgesetzt sehen, entwickeln 
zwar durchaus frühzeitig berufliche Interessen, 
Erwartungen und Pläne, können diese jedoch auf-
grund unterschiedlich belastender Lebensumstän-
de nicht realisieren (Bonna, 2018).

Im folgenden Kapitel richtet sich der Blick darauf, 
inwiefern jungen Menschen im Rahmen der insti-
tutionellen Praxis der Berufsorientierung verwehrt 
wird, ihre beruflichen Ambitionen zu realisieren. 
Statt vielfältige und auswahlfähige Orientierungsan-
gebote im Regelsystem zu erhalten, werden sie in 
Sondersystemen wie der WfbM oder in als theorie-
reduziert deklarierten Ausbildungsberufen platziert.
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Vor dem Hintergrund der in den vorherigen  
Kapiteln dargestellten strukturellen Ausgangsbe-
dingungen wird in diesem Abschnitt beleuchtet, wie 
sich institutionell verortete Beratung und Beglei-
tung im Kontext von Berufsorientierung für benach-
teiligte Personengruppen vollzieht. Dazu werden 
empirische Ergebnisse der Übergangsforschung 
dargestellt, die ein Schlaglicht darauf werfen, in-
wiefern junge Menschen in der Verwirklichung ihrer 
eigenen beruflichen Aspirationen unterstützt oder 
ausgebremst werden. In einer qualitativen Untersu-
chung zu Berufswahlinstanzen und deren Wahrneh-
mung aus Sicht von jungen Menschen am Übergang 
des Deutschen Jugendinstituts (DJI) (Tillmann et 
al., 2014) konnten bereits vor einiger Zeit die Krite-
rien ermittelt werden, welche den Jugendlichen im 
Vorfeld ihrer Berufswahlentscheidung bei den Bera-
tungsakteuren wichtig erschienen. Hierbei wurden 
seitens der befragten jungen Menschen die Zuver-

4. � Beratung und Begleitung im Kontext Berufsorientierung: 
Platzieren statt Orientieren

lässigkeit der Informationen, die Informationsbrei-
te, die Neutralität, die Praxisnähe sowie die Empa-
thie der Ansprechpersonen als besonders wichtige 
Qualitätskriterien angeführt. Letzteres ist insbeson-
dere in frühen Phasen der beruflichen Orientierung, 
in der gerade dialogische Formate gefragt sind, von 
Bedeutung. Den institutionellen Berufsorientierung-
sangeboten wurde dabei von den damals Befragten 
nur wenig Empathie und Praxisnähe zugesprochen 
(Tillmann et al., 2014).

Ungleiche Teilnahme- und Teilhabechancen 

Ein Blick auf unterschiedliche Benachteiligungs-
merkmale bei der Inanspruchnahme beruflicher 
Orientierungsangebote anhand von Daten des DJI-
Surveys „Aufwachsen in Deutschland: Alltagswelten“ 
2023 zeigt zunächst ein differenzierteres Bild: 

Abb. 1: Bisherige Inanspruchnahme von Angeboten der Berufsorientierung und -beratung unter 
14- bis 17-Jährigen mit Benachteiligungsmerkmalen (Selbstauskünfte, Angaben in %, n=1.002)
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Die Abbildung verdeutlicht, dass gerade junge 
Menschen mit Migrationshintergrund und jene 
aus materiell deprivierten Familien seltener min-
destens ein spezifisches Berufsorientierungsan-
gebot in Anspruch nehmen, während Jugendliche 
mit Behinderungen und Beeinträchtigungen dies 
öfter angeben. Die Zahlen geben dabei jedoch 
keine Auskunft darüber, wie viele Angebote ge-
nutzt wurden. Auch wurden im Befragungs-Item 
Praktika nicht ausdrücklich als Berufsorientie-
rungsangebot erwähnt, sodass dies womöglich 
nicht bei den Befragten als solches zugeordnet 
wurde. Dass mit 44 Prozent am häufigsten junge 
Menschen mit Behinderungen angegeben haben, 
Angebote zur Berufsorientierung genutzt zu ha-
ben, bedeutet keineswegs, dass dies ein Zeichen 
für eine inklusiv gestaltete Berufsorientierung ist, 
denn die Angebote selbst können – wie weiter un-
ten gezeigt – wiederum exkludierenden Charakter 
haben. Hier sind z. B. Angebote der beruflichen 
Orientierung zu nennen, die in die Sondersysteme 
orientieren, wie die Angebote der WfbM, die sich 
häufig als ‚Rundum-Versorgung‘ verstehen, also 
von der Orientierung über die Eingliederung in die 
WfbM bis hin zur dortigen Beschäftigung.

Erleben von Fremdbestimmung und Cooling-out

Mit Blick auf die Praxis der beruflichen Orientie-
rung schilderten etwa junge Menschen mit Be-
nachteiligungen zwischen 15 und 25 Jahren aus 
vier Landkreisen und kreisfreien Städten im Rah-
men qualitativer Interviews in einem Forschungs-
projekt, dass sie sich im Orientierungsprozess 
durch die institutionellen Akteur*innen der Bera-
tungs- und Unterstützungsinstanzen oft fremdbe-
stimmt fühlten und ihnen Entscheidungen vielfach 
abgenommen wurden – vor allem dann, wenn sie 
selbst noch keine konkreten Vorstellungen äußern 
konnten. Gleichzeitig würden sie in ihren beruf-
lichen Aspirationen auf vermeintlich ‚realistische-
re‘ Übergangsverläufe hingelenkt, worin sich sog. 
„Cooling-out“-Prozesse widerspiegeln (Lemke et 
al., 2024).

Eine quantitative Befragung desselben Forschungs-
projekts unter Jugendlichen in Übergangsmaß-
nahmen erbrachte das Ergebnis, dass knapp die 
Hälfte (46 %) der jungen Menschen mit Behinde-
rungen einen anderen als den letztlich verfolgten 
Berufswunsch eingeschlagen hätten, wenn ihnen 
breitere Erfahrungs- und Erprobungsmöglichkeiten 
offen gestanden hätten. Zudem gaben Menschen mit 
Behinderungen signifikant häufiger als diejenigen 
ohne Behinderung (35 %) an, sich deshalb in den 
Übergangsangeboten zu befinden, weil andere 
dies wollten (Lemke et al., 2024). Andere aktuelle 
Verbleibstudien bestätigen, dass die Übergänge 
von jungen Menschen mit Behinderungen in hohem 
Maße vorstrukturiert sind. Je nach attestiertem 
Förderbedarf erweisen sich der Übergangssektor 
– insbesondere bei Lernbeeinträchtigungen – bzw. 
die WfbM – vor allem bei sogenannter „Geistiger 
Behinderung“ – als nahezu einzige Optionen 
(Blasczyk & Schreiner, 2024). 

Die eingeschränkten Wahlmöglichkeiten der jungen 
Menschen verdeutlichen auch weitere Studien. So 
zeigt sich in der auf Interviews mit Auszubildenden 
mit Lernbeeinträchtigungen fußenden Studie von 
Beer (2025), dass der Übergang in berufsvorbe-
reitende Bildungsgänge von einem Teil der jungen 
Menschen als fremdbestimmt und von Erwachsenen 
gesteuert erlebt wurde. Nach Auskunft von einzel-
nen Interviewten wurde in ihrem Fall die Förderung 
einer Berufsausbildung seitens der Bundesagentur 
für Arbeit an das vorherige Absolvieren einer Be-
rufsvorbereitung geknüpft. Zudem fühlt sich ein Teil 
der jungen Menschen in bestimmte berufliche Seg-
mente gedrängt, um kurzfristig mit einem Ausbil-
dungsplatz versorgt zu werden (Beer, 2025, S. 344f.). 

Auch neuzugewanderte junge Menschen stehen 
in ihrer Berufsorientierung vor besonderen He-
rausforderungen, insbesondere wenn sie nicht 
über einen sicheren Aufenthaltsstatus verfügen. 
In diesen Fällen kann es zu einer strukturell be-
dingten Einschränkung ihrer beruflichen Optionen 
kommen, da die jungen Menschen angesichts der 
unklaren Bleibeperspektive mit Hilfe der Aufnah-
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me einer Ausbildung ihren Aufenthalt zu sichern 
suchen, und daher zum Teil pragmatische Berufs-
wahlentscheidungen treffen und Abstriche in Kauf 
nehmen (Calmbach & Edwards, 2019; SRV-For-
schungsbereich, 2020). Auch Fachkräfte in der Be-
rufsvorbereitung heben die Bedeutung der Bleibe-
perspektive für die Berufswahl neuzugewanderter 
junger Menschen hervor und sehen eher begrenzte 
berufliche Anschlussperspektiven, wenn die Aus-
bildungsentscheidung primär der Sicherung des 
Aufenthalts dient (Albrecht, 2023, S. 191).

Begrenzte Erfahrungsräume und  
Explorationsmöglichkeiten 

Ferner zeichnet Zölls-Kaser (2022) anhand von 
Interviews mit (ehemaligen) Schüler*innen des 
Förderschwerpunktes „Geistige Entwicklung“ feh-
lende Partizipationsmöglichkeiten in der Berufs-
orientierung nach. Sichtbar werden insbesondere 
eingeschränkte Wahlmöglichkeiten im Zuge der 
für den Übergang bedeutsamen Praktika. Die-
se werden angesichts von institutionell etablier- 
ten Kooperationen der Schulen nur in einem be-
grenzten beruflichen Spektrum absolviert und fin-
den zudem zum Teil nicht in Betrieben, sondern 
schulintern oder in der WfbM statt. Damit sind 
die Explorationsmöglichkeiten der jungen Men-
schen im Prozess der Berufsorientierung deutlich 
eingeschränkt (Zölls-Kaser, 2022, S. 241). Insge-
samt zeigt die Studie weitreichende Cooling-out-
Prozesse auf, da nur einzelnen jungen Menschen 
der Übergang auf den allgemeinen Arbeitsmarkt 
gelingt und dies in erster Linie aufgrund schu-
lischer und persönlicher Kontakte bzw. sozialer 
Netzwerke (Zölls-Kaser, 2022, S. 248). 

Ebenso zeigt eine qualitative Studie zu einzel-
schulischen Übergangskulturen an nichtgymna-
sialen Sekundarschulen in Niedersachsen, dass 
junge Menschen im Förderschwerpunkt „Geistige 
Entwicklung“ in der Praxis der Berufsorientierung 
von Benachteiligungen betroffen sind. So kommt 
es auch hier vor, dass Praktika nicht in Betrieben, 
sondern in der WfbM durchgeführt werden. Zudem 

werden zunächst inklusiv beschulte Jugendliche 
in höheren Schuljahren auf Förderschulen orien-
tiert, da hier günstigere Rahmenbedingungen zur 
Berufsorientierung wahrgenommen werden. Der 
Übergang in ein betriebliches Ausbildungsver-
hältnis hängt hingegen stark vom Engagement im 
Einzelfall, bspw. durch eine Schulbegleitung, ab 
(Thielen & Kurth, 2023; Kurth & Thielen, 2024a).

Die Tendenz, potenziell von Benachteiligung be-
troffene junge Menschen stärker als andere junge 
Menschen zu pragmatischen Berufswahlentschei-
dungen sowie zu Berufen in bestimmten Seg-
menten zu drängen, zeigt sich auch in Studien zum 
pädagogischen Handeln von Lehr- und Fachkräften 
in der Berufsorientierung. Basierend auf einer Ana-
lyse von Interviews mit Lehr- und Leitungskräften 
an Schulen in Rheinland-Pfalz spricht Bigos (2020, 
S. 346ff.) von vormundschaftlich-stellvertretendem 
Handeln, das lenkend in den jugendlichen Berufs-
orientierungsprozess einzugreifen versucht. Auf 
diese Weise sollen von den Fachkräften wahrge-
nommene dysfunktionale Einstellungen der Ju-
gendlichen kompensiert und die kurzfristige Ver-
mittlung in ein Ausbildungsverhältnis begünstigt 
werden. Die beruflichen Interessen der Jugend-
lichen selbst stehen in dieser insbesondere an 
Schulen mit niedrigeren Bildungsgängen vorzu-
findenden Praxis nicht unbedingt im Fokus (Bigos, 
2020, S. 337). In der oben erwähnten Studie zu 
Übergangskulturen an Sekundarschulen in Nie-
dersachsen spiegelt sich diese Tendenz an einer 
inklusiv arbeitenden Integrierten Gesamtschule in 
Form eines stark selektiv ausgerichteten Angebots 
zur Berufsorientierung wider, das je nach prognos-
tiziertem Schulabschluss der Jugendlichen unter-
schiedliche Schwerpunkte setzt. Dabei offenbaren 
sich defizitorientierte Perspektiven auf schulisch 
schwächere Jugendliche, die anstelle des von 
Lehrkräften intendierten (direkten) Übergangs in 
Ausbildung einen weiterführenden Schulbesuch 
zum Erwerb höherer Schulabschlüsse favorisieren. 
Insbesondere die Zukunftsperspektiven migran-
tischer Jugendlicher werden von den interviewten 
Lehr- und Fachkräften als überambitioniert und un-
realistisch betrachtet (Kurth & Thielen, 2024b). 
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Begrenzung beruflicher Optionen  
im Kontext Berufsorientierung  

Die Regulierung der Berufsorientierung von Ju-
gendlichen in niedrigeren Schulbildungsgängen 
und im Übergangssektor wird auch in auf teilneh-
mender Beobachtung fußenden ethnografischen 
Studien sichtbar. So zeigte sich vor einigen Jahren 
in einer Untersuchung zur Berufsorientierung an 
nichtgymnasialen Sekundarschulen in zum Teil so-
zial benachteiligten Stadtteilen in Hamburg, dass 
im Unterricht nur ein eingeschränktes berufliches 
Spektrum eröffnet wird, das sich insbesondere auf 
Handwerksberufe mit niedrigem Anspruchsniveau 
und geringerem Prestige bezieht und entsprechend 
nur bedingt den beruflichen Wünschen der Jugend-
lichen entspricht (Faulstich-Wieland & Scholand 
2017, S. 154). Hiermit könnte den Jugendlichen 
signalisiert worden sein, dass ihnen andere beruf-
liche Wege und ambitionierte Ziele nicht zugetraut 
werden. Ethnografische Studien zur berufsorientie-
renden Beratung an nichtgymnasialen Schulen und 
in Bildungsgängen des Übergangsektors zeichnen 
nach, dass die Berufswünsche der Jugendlichen 
regelmäßig an den institutionellen Normalitäts-
vorstellungen – wie dem Ausbildungsreife-Konzept 
(vgl. auch 3. Kap. hier) – gemessen und die jun-
gen Menschen dabei von Lehr- und Fachkräften 
zum Absenken ihrer beruflichen Wünsche ange-
regt werden, vorgeblich, um ihre Chancen auf den 
Übergang in Ausbildung zu erhöhen. Dabei werden 
die beruflichen Aspirationen der jungen Menschen 
zum Teil in öffentlichen Kontexten als überambitio- 
niert und folglich illegitim verworfen (Dittrich & 
Walther, 2020; Walther, 2020; Thielen & Handel-
mann, 2021, S. 90-99).

Eingeschränkte Zugänge zu lebensweltlichen 
Orientierungskontexten 

Ein weiterer Aspekt der Benachteiligung am 
Übergang geht von den Rahmenbedingungen 
für außercurriculare Bildungsprozesse für Ju-
gendliche aus. An sich bieten etwa angeleitete 

Freizeitaktivitäten – z. B. der Kinder- und Ju-
gendhilfe und von Sportvereinen – vielfältige 
Gelegenheiten der non-formalen Bildung und für 
den Ausgleich herkunftsbezogener Benachtei-
ligungen (Mahoney & Stattin, 2000). Dies geht 
mit positiven Effekten auf berufsrelevante so-
ziale und personale Ressourcen einher (Farb & 
Matjasko, 2012, sowie Harring, 2016). Dabei zeigt 
sich in einer Studie mit Schulabsolvent*innen 
unterer und mittlerer Bildungsgänge, dass die 
Nutzer*innen solcher non-formaler Freizeitange-
bote auch in Bezug auf ihre berufliche Zielori-
entierung von der Teilnahme profitieren können. 
So weisen sie im Durchschnitt eine höhere Rea-
lisierbarkeit der beruflichen Vorstellungen, eine 
höhere Entschlossenheit hinsichtlich der eigenen 
beruflichen Ziele, einen größeren Zielfortschritt 
in Bezug auf den Weg in Ausbildung sowie aus-
geprägtere zielbezogene Selbstwirksamkeits-
überzeugungen auf, die wiederum messbar den 
erfolgreichen Einstieg in die Berufsausbildung 
begünstigen (Hemming & Tillmann, 2022). Hier-
bei treten jedoch deutliche Selektivitäten auf, 
indem etwa Jugendliche mit geringerem kultu-
rellem Kapital, z. B. junge Migrant*innen oder 
solche aus sozial benachteiligten Familien, signi-
fikant in geringerem Ausmaß an non-formalen 
Bildungsaktivitäten partizipieren können (Hem-
ming & Tillmann, 2023). Somit bleiben ihnen sol-
che wichtigen Ressourcen und Kompetenzen am 
Übergang häufiger vorenthalten.

Insgesamt liefern die dargestellten Befunde wenn 
auch nur punktuelle, aber dennoch aussagekräf-
tige Hinweise darauf, dass sich Prozesse der 
beruflichen Orientierung durch die bestehenden 
institutionellen Rahmenbedingungen für Jugend-
liche mit individuellen Benachteiligungsmerk-
malen häufiger fremdbestimmt, anregungsärmer 
und weniger an ihren Bedürfnissen ausgerichtet 
gestalten. Dies verweist auf eine erhebliche ‚Len-
kung‘ dieser Personengruppen in ihren beruf-
lichen Aspirationen und Anschlussoptionen, so 
dass eher von einer Platzierung als einer Orien-
tierung gesprochen werden muss. 
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5. � Netzwerke und Kooperationen im Kontext Berufsorientierung: 
Segregierende Infrastrukturen

Die Infrastrukturen zur Berufsorientierung wur-
den in den vergangenen Jahren vielfach thema-
tisiert, so im Kontext der Schulentwicklung, der 
sog. Ganztagsbildung, der Jugendberufshilfe, des 
Regionalen Übergangsmanagements oder auch 
der Kinder- und Jugendarbeit. Berufsorientierung 
ist vielfach in diese Kontexte eingelagert, nur in 
wenigen Fällen – etwa bei der Berufsberatung der 
Bundesagentur für Arbeit – ist sie eine eigenstän-
dige organisationale Angebotssäule. 

Als Infrastruktur ist die Berufsorientierung grund-
sätzlich in ihrer Verwobenheit mit anderen institu-
tionellen, aber auch mit nicht oder wenig instituti-
onalisierten und digitalen Kontexten zu betrachten. 
So wachsen junge Menschen in analog-digitalen 
sozialen Welten auf. Zur beruflichen Orientierung 
existieren insgesamt viele implizite und explizi-
te Angebote im Netz mit sehr unterschiedlichen 
Ausrichtungen und Bildern von regionalen und 
überregionalen Wahrnehmungen. Letztlich – um zu 
verdeutlichen, dass die Angebote immer in einem 
weiteren Kontext zu reflektieren sind – ist es wichtig 
aufzuzeigen, dass es letztlich kaum einen berufs-
orientierungsfreien Raum gibt, sondern Diskurse 
über Berufe und deren sozialer Status im sozialen 
Umfeld orientieren ebenfalls alltäglich und ‚beraten‘ 
die jungen Menschen. Dabei werden bspw. im Alltag 
berufsbezogene Geschlechterrollenbilder geprägt, 
von denen sich Jugendliche bei ihren Übergangs-
entscheidungen maßgeblich leiten lassen (Reißig 
et al., 2018). Zur Infrastruktur zählen auch Eltern 
sowie weitere sorgeberechtigte Personen, die eine 
hohe Relevanz im Zuge der beruflichen Orientie-
rung junger Menschen haben. Kritisch ist hierbei 
anzumerken, dass in pädagogischen Institutionen 
am Übergang Schule-Beruf bisweilen defizitori-
entiert auf Eltern und Familien in benachteiligten 
Lebenslagen geblickt wird, wodurch diese nicht als 
Partner*innen, sondern als Problem im Kontext Be-
rufsorientierung erscheinen (Stauber, 2014). 

Regionales Klima und regionale  
Ausbildungsmärkte

Insgesamt besteht eine starke regionale Be-
dingtheit, sowohl bei der Ausrichtung formeller 
Infrastrukturen durch digitale Bilder über Regi-
onen als auch durch regionale Gegebenheiten 
(z. B. Wirtschaftsstrukturen, Mobilitätsverhalten, 
ländliche oder städtische Bedingungen etc.). 
Das regionale Klima und Erzählungen sowie sich 
darin ausdrückende Wahrnehmungen, was gute 
Strategien und Zukunftsberufe seien, prägen die 
Orientierungen im Übergang zwischen Schule 
und Beruf grundlegend mit (Wicht et al., 2025). 
Dieses regionale Infrastrukturklima fließt in die 
Ausrichtung von Berufsorientierung, so an Schu-
len, aber auch ins Übergangsmanagement so-
wie in den nonformalen und informellen Bereich 
ein und beeinflusst nicht unerheblich die beruf-
liche Orientierung der jungen Menschen vor Ort 
(Muche, Oehme & Truschkat, 2016). Wenn also 
die Infrastrukturen der Berufsorientierung be-
trachtet werden, ist ein Blick auf die (regionale) 
Angebotslandschaft und den Ausbildungsmarkt 
zu richten und zu reflektieren, wie diese wahr-
genommen – erzählt – und welche einzelnen 
Maßnahmen darin miteinander vernetzt und auf-
einander abgestimmt werden und sich zu den 
Alltagswelten der jungen Menschen in Bezug 
setzen. 

Von besonderer Bedeutung sind dabei der regi-
onale Ausbildungsbildungsmarkt und das dortige 
Angebot an Ausbildungsplätzen als Infrastruktur 
für die Berufsorientierung. Denn 37,6 Prozent der 
15- bis 24-Jährigen absolvierten im Jahr 2023 
eine Ausbildung, davon knapp zwei Drittel eine 
duale und ein Drittel eine schulische Berufsaus-
bildung (BIBB, 2024, S. 79). Die duale Berufs-
ausbildung zeichnet sich dadurch aus, dass sie 
marktwirtschaftlich gesteuert wird. D. h. die Ar-
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beitgebenden bzw. Betriebe2 entscheiden für sich 
autonom, welche und wie viele Ausbildungsplätze 
sie anbieten und wen sie als Auszubildende ein-
stellen. Der Staat hat also „der Wirtschaft die Rol-
le des Eingangswächters in die Berufsausbildung“ 
(Eberhard & Ulrich, 2010, S. 133) übertragen, was 
für ihn enorme Kosteneinsparungen bei der Fi-
nanzierung dieses Bildungssektors mit sich bringt 
(ebd.). Für junge Menschen hat dieser Vorteil je-
doch den Nachteil, dass sie in ihren Möglichkeiten, 
ihre Ausbildungsinteressen zu realisieren, vom 
(regionalen) Ausbildungsplatzangebot abhängig 
sind. Dieses fällt meistens nicht zu ihren Gunsten 
aus, wie z. B. ein Blick auf die Angebots-Nachfra-
ge-Relation auf dem Ausbildungsmarkt in 2023 
zeigt. Sie lag bundesweit nur bei knapp 102 Ange-
boten für 100 Ausbildungssuchende (BIBB, 2024, 
S. 9). Denn auch bei dieser über 100 liegenden 
Quote kann nicht davon gesprochen werden, dass 
jungen Menschen ein auswahlfähiges Angebot er-
möglicht wird, wenn schon 1980 das Bundesver-
fassungsgericht dafür eine Relation von 112,5 Aus-
bildungsplätzen auf 100 Ausbildungssuchende als 
notwendig erachtete (DGB, 2023, S. 12). Seit 2023 
wird versucht, mit der im Gesetz zur Stärkung 
der Aus- und Weiterbildungsförderung geregel-
ten Ausbildungsgarantie allen Ausbildungsinte-
ressierten einen Ausbildungsplatz, notfalls auch 
in einer außerbetrieblichen Berufsausbildung, zu 
vermitteln. Doch sind die dazu vorhandenen Kon-
troversen so heftig und die gesetzlichen Hürden 
so hoch (Enggruber & Neises, 2023, S. 1-2), dass 
diese ‚Garantie‘ kaum wirksam ist. Immer noch 
werden viele Ausbildungsinteressierte mit dem 
Verweis auf fehlende Ausbildungsreife (siehe hier 
3. Kap.) in Maßnahmen des lediglich teilqualifi-
zierenden Übergangssektors verwiesen, obwohl 
sie – mit mehr oder weniger pädagogischer För-
derung – durchaus eine Berufsausbildung hätten 
aufnehmen können (Bertelsmann Stiftung & Deut-

2   Im Folgenden wird die Bezeichnung Betrieb im weitesten Sinne 
verstanden, so dass damit nicht nur Unternehmen in Handwerk, In-
dustrie und Handel, sondern auch Arzt-, Rechtsanwalts- und andere 
Praxen sowie öffentliche Verwaltungen und die gesamte Sozialwirt-
schaft gemeint sind, sofern sie im institutionellen Rahmen der dua-
len Berufsausbildung ausbilden.

sche Kinder- und Jugendstiftung, 2025). Mit den 
Jahren ist in den Regionen ein kaum noch durch-
schaubarer ‚Förderdschungel‘ im Übergang von 
der Schule in eine Berufsausbildung entstanden, 
über den in Angeboten zur Berufsorientierung 
kaum noch informiert werden kann.

Ein Anzeichen dafür, dass die Problematik von 
der Vielzahl an Angeboten und der Übergänge 
zwischen den Maßnahmen erkannt wurde, ist die 
Thematisierung in der Initiative „Bildungsketten“, 
die eine kohärentere und abgestimmte Förderpo-
litik zum Ziel gesetzt hat. In den entsprechenden 
Bund-Land-Vereinbarungen und Handlungskon-
zepten der Bundesländer3 finden sich durchaus 
unterschiedliche Schwerpunkte. Der Programm-
datenbank der BIBB-Fachstelle überaus ist zu-
dem zu entnehmen (vgl. https://www.ueberaus.de/
programme), dass in diesem Kontext zusätzliche 
Programme in den Ländern zwei Schwerpunkte 
haben: auf der methodischen Seite sind es Prakti-
ka, die häufig durch zusätzliche Aktivitäten unter-
stützt werden, und auf der Seite der Zielgruppen 
sind es vor allem sogenannte junge Menschen mit 
Migrationshintergrund oder Neuzugewanderte, 
die speziell in den Fokus von Programmen rücken. 

Doch lassen die Bund-Land-Vereinbarungen eine 
inklusive Gesamtausrichtung bisher kaum erken-
nen. Denn dies würde bedeuten, „Bildungsketten“ 
dahingehend zu betrachten, wie das Zusammen-
wirken der Einzelmaßnahmen und die Bezugnah-
me auf die Alltagswelt der jungen Menschen ins-
gesamt die diskriminierungsfreie Teilhabe aller 
jungen Menschen ermöglicht und gerade auch die 
Bedarfe und besonderen Vorkehrungen für junge 
Menschen, z. B. mit Behinderungen, integriert. Die 
institutionellen und regionalen Settings der Infra-
strukturen wären immer nur im Zusammenspiel 
und in ihrer Rückbindung an das institutionelle 
Gesamtgefüge und an die Alltagswelten der jun-
gen Menschen zu sehen. 

3   Vgl. auch: Bund-Land-Vereinbarungen der Initiative Bildungs-
ketten (Bildungsketten-Vereinbarungen - BMBF Bildungsketten). 
Dieser und alle folgenden Links Abruf November 2025.

https://www.ueberaus.de/programme
https://www.ueberaus.de/programme
https://www.bildungsketten.de/bildungsketten/de/die-initiative/bildungsketten-vereinbarungen/bildungsketten-vereinbarungen.html
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Maßnahmen beruflicher Orientierung –  
föderale Aufgabenwahrnehmung

Trotz dieser kritischen Hinweise ist erst einmal ein 
Überblick über die institutionalisierten Formen 
beruflicher Orientierung hilfreich, um Bausteine 
ermöglichender Infrastrukturen für die regionale 
bzw. kommunale Ausgestaltung zu identifizieren 
(Lemke et al., 2024). Ferner stellen sie Ansatz-
punkte einer bildungs- und sozialpolitischen Ge-
staltung dar. Eine Herausforderung besteht darin, 
dass Berufsorientierung auf den unterschiedlichen 
Ebenen unter verschiedenen Voraussetzungen 
und Rahmenbedingungen stattfindet und von un-
terschiedlichen politischen Ebenen verantwortet 
wird. Die föderalen Strukturen erschweren mitun-
ter eine regionale Abstimmung, Harmonisierung 
und Koordinierung der verschiedenen Angebote 
und Akteur*innen.

Über die Bundesebene werden die Infrastruk-
turen der Berufsorientierung vor allem über die 
Berufsberatung der Arbeitsagenturen sowie durch 
Programme und Initiativen der Bundesministe-
rien, wie das Berufsorientierungsprogramm (BOP), 
und Maßnahmen in den Sozialgesetzbüchern mit-
gestaltet:

•	 Bundesweit erfolgt die Ansprache von schul-
pflichtigen Zielgruppen seitens der Berufsbe-
ratung der Arbeitsagenturen an den Schulen, 
welche auf dem Konzept der Berufsberatung 
vor dem Erwerbsleben (BBvE) der Bundesagen-
tur für Arbeit beruht. Sie bietet Unterstützung 
für junge Menschen, die in den Ausbildungs- 
und Arbeitsmarkt eintreten möchten, und hilft 
auch bei der Suche nach Ausbildungs- und 
Studienplätzen. Immer häufiger ist diese Ar-
beit der Berufsberatung auch an die Arbeit der 
örtlichen Jugendberufsagenturen angebun-
den, um eine vernetzte sowie bedarfs- und all-
tagsorientierte Beratung und rechtskreisüber-
greifende Unterstützung für junge Menschen 
zu bieten. Zudem werden „Förderschülerinnen 
und -schüler von Reha-Beratungsfachkräften 

der BA im Jahr vor ihrem Schulabschluss in 
der Schule besucht und häufig schon während 
der Schulzeit als berufliche Rehabilitanden 
anerkannt“ (Menze et al., 2021, S. 3).

•	 Bundesweit können zudem die von Bundesmi-
nisterien initiierten Programme und Initiativen 
genutzt werden. Hier existieren verschiedene 
Programme, z. B. das Berufsorientierungspro-
gramm (BOP) mit den Instrumenten Potenzi-
alanalyse und Werkstatttage, die Berufsorien-
tierung für Neuzugewanderte (BOF) und das 
Programm Jugend Stärken. Weitere Initiati-
ven gibt es von Seiten des Bundesministeri-
ums für Arbeit und Soziales (BMAS), um die 
im Gesetz zur Stärkung der Aus- und Weiter-
bildungsförderung geregelte „Ausbildungsga-
rantie“ umzusetzen. Sie werden bei der Bun-
desagentur für Arbeit in Auftrag gegeben (z. B. 
Berufsorientierungspraktika nach der Schule). 

•	 Auch nach der Schulzeit werden berufsorien-
tierende Elemente in den Maßnahmen des 
Sozialrechts (nach dem Sozialgesetzbuch 
(SGB) II und III) integriert, ob in den Berufs-
vorbereitenden Bildungsmaßnahmen, den 
Aktivierungshilfen, den Berufsorientierungs-
maßnahmen nach § 48 SGB III oder der Ein-
stiegsqualifizierung. 

Auf Landesebene kommen junge Menschen in 
schulischen Kontexten grundlegend mit unter-
schiedlichen Formen beruflicher Orientierung in 
Berührung – durchaus auch nicht immer selbst-
gewählt. Hierbei haben alle Länder eigene Hand-
lungskonzepte, die in den Bund-Länder-Verein-
barungen der Bildungsketten festgehalten sind. 
Folgende Formate der Berufsorientierung haben 
alle Länder als Teil der Infrastrukturen implemen-
tiert und richten sich i.d.R. an alle Schüler*innen 
sowie alle Schulformen:

•	 Praxistage: Diese finden je nach Bundesland 
mit Blick auf Umfang und Ausrichtung in sehr 
unterschiedlicher Ausgestaltung sowie auch 
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verschiedenen Formaten statt – von klas-
sischen Schnupper- oder Orientierungsprak-
tika bis hin zu Werkstatttagen oder Tiefen-
praktika.

•	 Stärken- und Interessenerkundung: Auch hier 
existieren diverse Formen der Umsetzung. 
Verbreitet sind Potenzialanalysen bzw. auch 
Kompetenzfeststellungsverfahren (vgl. hier 
Kap. 3). Dabei kommen jedoch keine ein-
heitlichen Verfahren zum Einsatz, und diese 
werden durchaus auch von unterschiedlichen 
Akteur*innen umgesetzt – einerseits von den 
Lehrkräften selbst, andererseits von beauf-
tragten Bildungsträgern.4 

•	 Berufs- und Studienkoordinator*innen an 
Schulen: Flächendeckend sind in allen Bun-
desländern Koordinator*innen für das Thema 
der beruflichen Orientierung eingerichtet. In 
einigen Ländern gibt es hierzu ergänzende 
Programme, um die Arbeit am Übergang von 
der Schule in den Beruf zu koordinieren, sowie 
zudem Formen von Coaching, teils auf Basis 
landesspezifischer Modelle oder aber unter 
Rückgriff auf die Berufseinstiegsbegleitung 
der Bundesagentur für Arbeit nach dem Sozi-
algesetzbuch III (SGB III). 

Grundsätzlich sollten diese Instrumente jedem*r 
Schüler*in offenstehen. In der Praxis aber zeigt 
sich, dass einige Schulformen oder Schüler*innen 
in besonderer Weise davon profitieren und daran 
teilnehmen und andere weniger. So partizipieren 
junge Menschen mit Behinderungen bzw. ande-
ren Benachteiligungen nur in einem geringeren 
Maße oder Umfang zumindest an manchen die-
ser Standardinstrumente – etwa den Kompetenz-
feststellungsverfahren oder online-gestützten 
Angeboten (Burger, Niemann & Thönnes, 2024; 
Steiner & Tillmann, 2023). Es besteht die Heraus-

4   Weitere Informationen, Verweise auf Handlungsempfehlungen 
oder auch eine Übersicht der eingesetzten Verfahren finden sich in 
einem Dossier der BIBB-Fachstelle überaus: https://www.ueberaus.
de/dossier-kompetenzfeststellung.

forderung, die an bestimmte Zielgruppen adres-
sierten Angebote zur Berufsorientierung und 
Übergangsbegleitung inklusionsorientiert wei-
terzuentwickeln. So zeigt sich in Interviews mit 
Reha-Berater*innen der Bundesagentur für Arbeit 
immer wieder die Wirkmächtigkeit von behinde-
rungsbezogenen Klassifikationsprozessen im 
Kontext von Berufsorientierung, die ungeachtet 
individueller Inklusionsbestrebungen einzelner 
Fachkräfte folgenschwere Zuweisungsprozesse 
in Sonderinstitutionen wie Bildungsgänge des 
Übergangssektors oder in die WfbM begünstigen 
(Blanck, 2020; Mattern et al., 2025; Reimann & 
Lemke, 2024). 

Berufliche Orientierung findet nicht nur in der 
Schule statt, sondern auch bei anderen Bildungs-
anbietern und in sonstigen Kontexten. So ist auf 
kommunaler Ebene die Kinder- und Jugendhilfe 
mit den Angeboten der Jugendsozialarbeit und 
der offenen Jugendarbeit (Doll & Scherr, 2023) 
involviert und Berufsorientierung findet ebenso 
im Rahmen von Erziehungshilfen statt. Gerade 
die Angebote der Kinder- und Jugendhilfe können 
Erprobungs- und Erfahrungsräume schaffen, die 
über die üblichen Formate von Ausbildungsmes-
sen, Speed-Datings mit Betrieben oder Woche der 
Ausbildung hinausgehen. Diese zeigt sich bspw. 
auch in der Initiative Jugend stärken, in der nied-
rigschwellige Ansätze der Jugendsozialarbeit in 
den Kommunen am Übergang ins Erwachsenen-
alter durch das Bundesministerium gefördert wer-
den.5 Allerdings werden die Möglichkeiten gerade 
der Jugendsozialarbeit in den Kommunen sehr 
unterschiedlich genutzt und gestaltet.

5   Weitere Informationen: https://beratungsforum-jugend.de.

https://www.ueberaus.de/dossier-kompetenzfeststellung
https://www.ueberaus.de/dossier-kompetenzfeststellung
https://beratungsforum-jugend.de
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Betriebe als Orte in den Infrastrukturen  
der Berufsorientierung

Letztlich findet berufliche Orientierung auch im 
Kontext des regionalen Ausbildungs- und Arbeits-
marktes statt. Betriebe und Unternehmen sind 
schon früh als Praktikumsgeber in den Prozess 
involviert. Betriebliche Erfahrungsräume sind für 
alle Schüler*innen von Bedeutung. Nicht selten, 
das zeigen Übergangsstudien, erzeugen sie so 
genannte Klebeeffekte und erhöhen die Einmün-
dungschancen in Ausbildung (Eberhard et. al., 
2013). Allerdings partizipieren nicht alle jungen 
Menschen in gleicher Weise. In Bezug auf junge 
Menschen mit Behinderungen besteht eine große 
Herausforderung darin, Betriebe auf dem allge-
meinen Arbeitsmarkt als Lernorte in der Berufs-
orientierung zu erschließen. Das hier in Kapitel 4 
beschriebene Problem, dass insbesondere junge 
Menschen im Förderbereich „Geistige Entwick-
lung“ ihre Praktika zum Teil schulintern oder in der 
WfbM absolvieren, hängt auch mit der erschwer-
ten Vermittlung in Betriebe auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt zusammen. Insbesondere kleine und 
mittlere Unternehmen sorgen sich um den Mehr-
aufwand, der mit der Betreuung von jungen Men-
schen mit erhöhtem Unterstützungsbedarf ein-
hergeht (Xyländer & Rambausek-Haß, 2025). Auch 
geflüchtete junge Menschen sind beim Zugang 
zu Betriebspraktika benachteiligt. Ihnen werden 
laut einer aktuellen BA-BIBB-IAB Bewerberstudie 
im Vergleich zu Jugendlichen ohne Fluchthinter-
grund deutlicher seltener Praktika angeboten (Ertl 
et al., 2025, S. 4).   

Von Schwierigkeiten, schulisch weniger erfolg-
reiche Jugendliche in betriebliche Praktika zu 
vermitteln, berichten Lehr- und Fachkräfte von 
Schulen gerade in sozial prekären Lagen, da die 
dort unterrichteten jungen Menschen von Stig-
matisierung betroffenen sein können (Thielen & 
Kurth, 2023). An Schulen mit Gymnasialangebot 
besteht wiederum zum Teil das Problem, dass an-
gesichts des hohen Anteils an Schüler*innen, die 
in die gymnasiale Oberstufe einmünden, wenig 

Kontakte zu Betrieben mit Beschäftigungsmög-
lichkeiten jenseits akademischer Berufe gepflegt 
werden. Dies erschwert insbesondere auch die 
Vermittlung von Jugendlichen mit erhöhten Unter-
stützungsbedarfen in betriebliche Praktika (Kurth 
& Thielen, 2024a+b). Über erweiterte Lern- und 
Explorationsmöglichkeiten hinaus eröffnen Prak-
tika in Betrieben jedoch gerade auch bei jungen 
Menschen mit Behinderungen die Chancen auf 
einen Ausbildungs- und Arbeitsplatz auf dem all-
gemeinen Arbeitsmarkt (Metzler et al., 2017, S. 43, 
Nepomyashcha, 2021, S. 252).  

Dabei ist das Angebot an Praktikums- und Ausbil-
dungsplätzen regional sehr unterschiedlich aus-
geprägt. In knapp der Hälfte der Agenturbezirke 
liegt die Angebots-Nachfrage-Relation unter 100, 
so dass weniger als 100 Ausbildungsangebote 
auf 100 nachfragende Jugendliche kommen und 
Lehrstellen fehlen (BIBB, 2024, S.19). Betriebe 
sind also ein wichtiger Teil der Infrastruktur vor 
Ort, auch im Hinblick darauf, in welchen Berufen 
man sich orientieren kann. Weitere Berufsfelder 
(ggfs. auch um das Spektrum zu erweitern) werden 
mancherorts über Praktika oder Werkstatttage bei 
(Berufs-)Bildungseinrichtungen angeboten. Die-
se Beteiligung ist auch wichtig, damit sich junge 
Menschen für die formale (Aus-)Bildung entschei-
den und nicht direkt in Erwerbstätigkeit münden, 
da entsprechende Beschäftigungsformen stärker 
mit Arbeitslosigkeits- und Armutsrisiken einher-
gehen. Laut einer Befragung der Bertelsmann-
Stiftung ist für mehr als ein Viertel der befragten 
Jugendlichen zwischen 14 und 25 Jahren der 
Wunsch, direkt zu arbeiten, ein Grund gegen die 
Aufnahme einer Ausbildung (Bertelsmann-Stif-
tung, 2025). Das Anbieten von Praktika ist auch 
ein Werben für die Ausbildung und ein Angebot 
zur Fachkräftesicherung.
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„Zielgruppenspezifische“ Angebote  
der Berufsorientierung

In einigen Bundesländern existieren Programme 
zur Berufsorientierung für junge Menschen mit 
Behinderungen, die für sich eine inklusive Per-
spektive beanspruchen. So gibt es bspw. ZABIB 
– eine Berufsorientierungsmaßnahme (BOM) in 
Hessen (Land Hessen, 2025), die Begleitung in 
inklusive Ausbildung und Arbeit (BIAA) in Nie-
dersachsen (Niedersachsen - BMBF Bildungs-
ketten) oder KAoA-STAR – Berufsorientierung 
für Schüler*innen mit Handicaps (KAoA-STAR | 
Mit Menschen für Menschen). Doch diese spe-
zifischen Angebote für Menschen mit Behinde-
rungen sind nicht unmittelbar als inklusive An-
gebote zu betrachten. Vielmehr stellt sich auf 
menschenrechtlicher Basis die Frage, wie sie in 
eine Inklusion ermöglichende Infrastruktur der 
Berufsorientierung eingebunden sind, ob sie also 
als „angemessene Vorkehrungen“ gemäß Art. 2 
UN-BRK im Kontext der regionalen Infrastruktur 
angesehen werden, um in der Berufsorientierung 
eine diskriminierungsfreie Teilhabe für Menschen 
mit Behinderungen zu eröffnen. 

Des Weiteren sind auch andere zielgruppenspe-
zifischen Instrumente der Berufsorientierung 
in unterschiedlichen Bundesländern mit spezi-
fischen Angeboten zu nennen. Diese gehen auf 
besondere Unterstützungsbedarfe von einzelnen 
Personengruppen ein, schränken zugleich aber 
die Möglichkeiten zu gemeinsamen diskriminie-
rungsfreien Lernerfahrungen mit anderen jungen 
Menschen ein. So wird z. B. für neuzugewanderte 
Jugendliche in Niedersachsen alternativ zu 
regulären Potenzial- und Kompetenzanalysen 
das als kultursensibel und sprachreduziert 
beschriebene Instrument „2 P/Potenzial & 
Perspektive“ angeboten (Stürner, 2017, S. 91). Der 
Nachteil besteht darin, dass den Jugendlichen 
im Vergleich zu üblichen Verfahren nur ein 
begrenztes Repertoire an Tests angeboten und 
ihnen damit nur eingeschränkte Möglichkeiten 
zur Performanz ihrer Stärken eröffnet werden. 

Für junge Menschen im Förderschwerpunkt „Gei-
stige Entwicklung“ wird in Niedersachsen ein 
zielgruppenspezifisches Modul „Berufliche Orien-
tierung Geistige Entwicklung (BOGE)“ angeboten 
(BMBF & MK, 2022, S. 16). Dessen Umsetzung 
scheitert in der Praxis bisweilen an infrastruktu-
rellen Gegebenheiten, was sich im Rahmen einer 
laufenden Studie zur Prozessierung von Poten-
zialanalysen ausgerechnet bei inklusiv beschul-
ten Jugendlichen zeigte (Dahmen & Thielen, 
2024). Für diesen Personenkreis erachteten die 
Lehrkräfte einer Regelschule die reguläre Kom-
petenzanalyse „Profil AC Niedersachsen“ als zu 
anspruchsvoll und wollten daher auf die spezielle 
Potenzialanalyse im Modul „BOGE“ zurückgreifen. 
Deren Umsetzung scheiterte jedoch an der für die 
Durchführung des Moduls erforderlichen Mindest-
teilnehmendenzahl von sechs Personen. An einer 
Förderschule wäre dieses Problem nicht aufgetre-
ten. Ein grundsätzlicher Nachteil von spezialisier-
ten Sonderstrukturen am Übergang besteht darin, 
dass damit – gerade, aber keineswegs nur in länd-
lichen Regionen – zusätzliche Mobilitätsbarrieren 
für junge Menschen mit Benachteiligungen ver-
bunden sind. Denn vielfach sind diese zentralisiert 
verortet und von peripheren Wohnorten schlech-
ter erreichbar (Lemke et al., 2024). 

https://www.bildungsketten.de/bildungsketten/shareddocs/projekte/de/karte/laender/niedersachsen.html
https://www.bildungsketten.de/bildungsketten/shareddocs/projekte/de/karte/laender/niedersachsen.html
https://www.mags.nrw/star
https://www.mags.nrw/star
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Die große Herausforderung der Vernetzung 
der Angebote und Zugänge in den lokalen 
Infrastrukturen

Insgesamt stellt sich die Frage, wie angesichts 
der unterschiedlichen Angebote und Maßnah-
men und föderalen Zuständigkeiten sowie der 
jeweiligen regionalen Ausbildungsmärkte in den 
Infrastrukturen vor Ort die Angebote vernetzt, 
miteinander abgestimmt und ein transparenter 
Überblick für die jungen Menschen geschaffen 
werden kann. Wird dem Selbstanspruch gefolgt, 
soll dies bspw. zum einen in den Landeskonzep-
ten zur Beruflichen Orientierung und zum anderen 
im Konzept der Jugendberufsagenturen gelingen. 
Denn dort soll im Sinne eines One-Stop-Govern-
ment eine zentrale Anlaufstelle in der Infrastruk-
tur für alle jungen Menschen entstehen, mit dem 
Ziel, eine unter den Fachkräften abgestimmte 
Förderung nach individuellen Bedarfen zu gestal-
ten. Auch sollte in der Jugendberufsagentur ent-
schieden werden können, welche Angebote der 
verschiedenen Ebenen in der Infrastruktur wie 
genutzt oder welche Lücken mit kommunalen An-
sätzen geschlossen werden. Gerade die Einbin-
dung der Jugendhilfe in die Jugendberufsagentur 
soll dabei die Berücksichtigung von Lebenslagen 
Jugendlicher garantieren. Doch auch die Jugend-
berufsagenturen stehen vor der Herausforderung 
einer inklusiven Öffnung (Beierling et al., 2024).

Wichtig erscheint weiterhin, dass die Angebote 
und Maßnahmen der Berufsorientierung reflexiv 
in die regionalen Ausbildungslandschaften so-
wie -märkte eingebunden sind und an das soziale 
Umfeld junger Menschen anschließen. Sie sollten 
zusammen eine regionale Infrastruktur darstel-
len, die einen inklusiven Ermöglichungsraum der 
Berufsorientierung für alle junge Menschen bil-
den kann. Dem steht jedoch die häufig in institu-
tionellen Kontexten wahrzunehmende Erwartung 
entgegen, bei den Jugendlichen durch ein Ange-
bot der Berufsorientierung schnelle Klarheit und 
Entscheidungen zu erzeugen (Lemke et al., 2024). 
Inklusive Berufsorientierung setzt aber eine er-
möglichende und Diskriminierung vermeidende 
Infrastruktur voraus. Es braucht die Offenheit für 
einen hochgradig partizipativen – nicht linearen 
– Prozess mit den unterschiedlichen Beteiligten. 
Zentral ist es dabei, Selbstorganisationen der jun-
gen Menschen zu stärken und ihre Diskriminie-
rungserfahrungen nicht zu übergehen sowie mit 
ihnen und ihren Unterstützer*innen gemeinsam 
die Infrastrukturen zu öffnen und neu zu gestal-
ten, sie aber nicht zu instrumentalisieren. Bisher 
werden z. B. Ansätze der Peer-Beratung kaum in 
der Praxis unabhängig gefördert, die von Selbst-
organisationen getragen werden.
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Teil III Handlungsempfehlungen

Die in Teil II angestellte Problemanalyse mündet im folgenden Teil III in Vorschläge zur Gestaltung ei-
ner inklusiven Berufsorientierung aus menschenrechtlicher Perspektive. Dabei wird auf die in Teil I he-
rausgestellten drei Maximen einer inklusiven Berufsorientierung (2. Kap.) ebenso zurückgegriffen wie auf 
den ermöglichungstheoretischen Ansatz im Verständnis des Capability Approachs von Amartya Sen und 
Martha Nussbaum in Anlehnung an Clark (2015), die „Jugend als Capability“ theoretisch rahmt (vgl. Kap. 
1 hier). Davon ausgehend wird nachfolgend erläutert, wie eine inklusive Berufsorientierung allen jungen 
Menschen ermöglichen kann, sich im institutionellen Gefüge von Bildung, Übergängen und Arbeitsmär-
kten so zu orientieren, dass sie die Freiheit haben, ihre Aspirationen und Fähigkeiten zu erfahren und 
auszubilden und diese gleichberechtigt in Formen beruflicher Teilhabe zu verwirklichen. Dies wird nur 
gelingen, wenn die in Teil II problematisierten Diskriminierungen, Barrieren und institutionellen Pfade 
in den jeweiligen Potenzialanalysen, Kompetenzfeststellungsverfahren, Erprobungsmöglichkeiten und 
anderen Infrastrukturen vor Ort abgebaut, bestenfalls überwunden werden. 

Dazu wird erstens skizziert, wie für alle jungen Menschen eine vorurteilsfreie, an den Interessen der 
Jugendlichen ausgerichtete Diagnostik bzw. Kompetenzfeststellung und Beratung gewährleistet wer-
den kann. Zweitens sind allen jungen Menschen durch eine vergleichbare Vielfalt an Optionen bzw. 
Wahlmöglichkeiten chancengleiche und selbstbestimmte Entscheidungs- und Entfaltungsoptionen und 
damit die Aussicht auf eine gleichberechtigte Teilhabe am Ausbildungs- und Arbeitsmarkt zu bieten. 
Schließlich wird drittens erläutert, wie die Infrastrukturen so gestaltet werden können, dass Berufsori-
entierung für alle jungen Menschen unter vergleichbaren Bedingungen stattfinden kann.

6. � Biografie- und lebenslagenorientierte Bedarfsklärung als 
Basis einer inklusiven Berufsorientierung 

Die im Berufsorientierungsprozess obligatorisch 
vorgesehenen Potenzialanalysen bzw. Kompe-
tenzfeststellungsverfahren sind für eine inklusive 
Berufsorientierung den folgenden sechs Grund-
sätzen entsprechend neuzugestalten:

Teilhabeorientierte Bedarfsklärung als  
Grundlage pädagogischer Begleitung

Der Einsatz von diagnostischen Verfahren im Kon-
text der Berufsorientierung sollte aus unserer Sicht 
nur zu pädagogischen Zwecken im Sinne der best-
möglichen Unterstützung und Begleitung der jungen 
Menschen erfolgen. Defizitorientierte und normali-
sierende Logiken, die auf die Anpassung von jungen 
Menschen an vermeintliche Normalitätsstandards 
wie ‚Ausbildungsreife‘ oder ‚Berufswahlreife‘ zielen, 
sehen wir hingegen im Kontext von Inklusion pro-

blematisch, da derartige Konzepte der Vielfalt jun-
ger Menschen und der Unterschiedlichkeit von in-
dividuellen Prozessen der beruflichen Orientierung 
nicht gerecht werden. Inklusive Berufsorientierung 
bedeutet, dass alle jungen Menschen ihre Poten-
ziale entdecken und entfalten und ihre beruflichen 
Ziele selbstbestimmt entwickeln können.  

So ist auch der Einsatz von standardisierten di-
agnostischen Verfahren ohne Unterschied in der 
Breite (etwa in ganzen Schulklassen) nach unserer 
Einschätzung nicht durchweg sinnvoll. Weder ist 
der Zeitpunkt der Diagnosen individuell auf bio-
grafische Situationen abgestimmt, noch können 
die Ergebnisse nachhaltig in eine pädagogische 
Begleitung von beruflichen Orientierungsphasen 
einbezogen werden. Durch Fehleinschätzungen 
und – gemessen an den Normalitätsstandards 
– „negative“ Ergebnisse werden zudem Verunsi-
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cherungen, Entmutigungen und Enttäuschungen 
mitproduziert, die einer Berufsorientierung eher 
abträglich sind. Auch im Sinne der Nachhaltigkeit 
der eingesetzten Ressourcen ist es sinnvoller, Di-
agnoseverfahren flexibel und zielgenau im Rah-
men einer pädagogischen Begleitung und mit 
dem Blick auf deren Gestaltung einzusetzen.

Eine konsequente Teilhabeorientierung bei der Be-
darfsklärung (Bestimmung von Hilfebedarf) ist auch 
nötig, um der Forderung nach Partizipation gerecht 
zu werden. Berufsorientierung versucht zu oft und 
gerade bei benachteiligten Menschen, deren Be-
rufswahl zu steuern. Demgegenüber ist es im Sinne 
der UN-BRK, stärker der biografischen Selbstbe-
stimmung und der aktiven Mitbestimmung junger 
Menschen zu vertrauen. Selbstbestimmung wird 
mit der UN-BRK zentral eingefordert. Es gilt, mehr 
mit den biografischen Bildungsaufträgen (Muche, 
Oehme & Schröer 2010) zu arbeiten, statt die 
Steuerungslogik am Übergang zu stärken. Entspre-
chend braucht es einen biografieorientierten pä-
dagogischen Ansatz in der Berufsorientierung, der 
die funktionalistisch-mechanistischen Ansätze von 
Diagnostiken und Feststellungsverfahren ablöst.

Zugeständnis von Orientierungsphasen und 
offenen Handlungsperspektiven

Wir plädieren für ein Verständnis von Berufsorien-
tierung, das allen jungen Menschen die erforder-
liche Zeit zum Explorieren ohne Entscheidungs- 
und Zeitdruck zugesteht. Die Intention, Jugendliche 
frühzeitig an den Kriterien zur ‚Ausbildungsreife‘ 
zu messen, ist problematisch, da bestimmte Lern- 
und Entwicklungsprozesse erst in der Auseinan-
dersetzung mit konkreten Erfahrungen in einer 
Berufsausbildung initiiert und entsprechend nicht 
vorweggenommen werden können (Kranert & Stein, 
2019, S. 219). Insofern sind auch berufliche Um- 
und Neuorientierungsprozesse nach einer vorzeitig 
beendeten Ausbildung ein selbstverständlicher Teil 
von Berufsorientierung im Jugend- und jungen Er-
wachsenenalter (Handelmann, 2020).  

Biografieorientierte Betrachtung beruflicher 
Orientierungsprozesse

Standardisierte Instrumente zur Kompetenzfest-
stellung ohne individuell-biografischen Bezug 
werden der Komplexität beruflicher Orientie-
rungsprozesse nicht gerecht. Kompetenzprofile, 
in denen lediglich die Ausprägung ausgewähl-
ter überfachlicher Kompetenzmerkmale in Bal-
kendiagrammen mitgeteilt und mit Vorschlägen 
zu passenden Berufsfeldern verknüpft werden, 
übersehen, dass Berufswahlentscheidungen bio-
grafisch sinnstiftend und anschlussfähig sein 
müssen (Berg, 2017; Siegert, 2021). Wir plädieren 
daher für eine biografieorientierte Bedarfsermitt-
lung, die eine stärkere Subjektorientierung eröff-
net. Entsprechend sollten Ansätze der Biografie-
arbeit, die sowohl in der Arbeit mit Jugendlichen 
(klassisch z. B. Mollenhauer & Uhlendorff, 2004) 
als auch mit Menschen mit Behinderung (Lind-
meier, 2013) etabliert sind, auch für die Berufsori-
entierung fruchtbar gemacht werden. 

In den Qualitätsstandards zur Durchführung von 
Potenzialanalysen sind biografie- und reflexions-
orientierte Verfahren zwar explizit als Optionen 
erwähnt (BMBF, 2022, S. 6), jedoch werden sie in 
der Praxis bei Trägern und an Schulen nicht immer 
angeboten, da sie im Vergleich zu standardisier-
ten Tests und handlungsorientierten Aufgaben mit 
einem deutlich höheren zeitlichen und personellen 
Aufwand einhergehen. Für Handlungsfelder der Be-
rufsorientierung sind biografieorientierte Materi-
alien und Konzepte anschlussfähig, die Ressourcen 
in unterschiedlichen biografischen Kontexten und 
lebensweltlichen Zusammenhängen sichtbar ma-
chen und damit wertvolle Anhaltspunkte für Refle-
xionsprozesse von jungen Menschen sowie für pä-
dagogische Unterstützungsmöglichkeiten eröffnen 
(z. B. Bosche, Pielorz & Raven, 2021). Angesichts 
der zunehmenden migrationsgesellschaftlichen 
Vielfalt bieten biografieorientierte Ansätze auch 
die Chance, die ‚mitgebrachten‘ Kompetenzen und 
Erfahrungen von neueingewanderten jungen Men-
schen zu erfassen (Lippegaus-Grünau, 2017).   
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Unterstützungsbedarfe auf die  
unterschiedlichen Lebenslagen  
von jungen Menschen abstimmen

Während diagnostische Verfahren im Kontext von 
Berufswahlkompetenz vor allem auf personale As-
pekte wie Selbstexploration, Selbstwissen oder 
Selbstwirksamkeit etc. zielen, halten wir gerade in 
Bezug auf erschwerte Übergänge und Exklusions-
risiken beim Zugang in die Berufs- und Arbeits-
welt einen umfassenden Blick auf die Lebensla-
gen von jungen Menschen für unerlässlich. Aus 
der Übergangsforschung ist bekannt, dass indivi-
duelle Prozesse der Berufsorientierung und Über-
gangsgestaltung eng mit den Herausforderungen 
in anderen Lebensbereichen und deren Bewälti-
gungsmöglichkeiten seitens der jungen Menschen 
zusammenhängen. Das in der Sozialen Arbeit 
schon länger genutzte Konzept der Lebenslage 
betrachtet junge Menschen in ihren Versorgungs- 
und Einkommensspielräumen, ihren Kontakt- und 
Kooperationsspielräumen, ihren Lern- und Erfah-
rungsspielräumen, ihren Muße- und Regenerati-
onsspielräumen, sowie ihren Dispositions- und 
Partizipationsspielräumen (Böhnisch 2012; Glat-
zer & Hübinger, 1990). Zudem unterliegen Le-
benslagen einer sozialpolitischen Bewertung, die 
sich auf diese Spielräume auswirken (Böhnisch, 
1982). In Studien zur Übergangsgestaltung von 
benachteiligten Jugendlichen und Erwachsenen 
werden deren Lebenslagen schon länger differen-
ziert in den Blick genommen, um Risikolagen im 
Übergang zu identifizieren (Thielen, 2013). 

Besonders sensibel sollte die Bedarfsklärung in 
der Berufsorientierung für prekäre Lebenslagen 
von jungen Menschen sein (Middendorf & Par-
chow, 2024). Im Einzelfall lassen sich aus der Be-
trachtung der individuellen Lebenslage wertvolle 
Hinweise in Bezug auf die pädagogische Unter-
stützung und Begleitung ableiten: Wie gestalten 
sich die ökonomischen und materiellen Voraus-
setzungen eines jungen Menschen in Bezug auf 
die Teilnahme an für die Berufsorientierung rele-
vanten Kontexten (z. B. Auslandsaufenthalte, Frei-

zeitangebote)? Auf welche sozialen Kontakte und 
Netzwerke kann ein junger Mensch zurückgreifen 
(z. B. bei der Suche nach einem Praktikums- oder 
Ausbildungsplatz oder im Zuge der Unterstützung 
bei der Beantragung von notwendigen Unterstüt-
zungsleistungen)? Zu welchen berufsorientie-
renden Angeboten hat ein junger Mensch Zugang 
(z. B. in Bezug auf fehlende Barrierefreiheit oder 
eingeschränkte Mobilität)? Welche Mitbestim-
mungsmöglichkeiten hat ein junger Mensch bei 
der Verwirklichung beruflicher Ziele (z. B. in An-
betracht eines institutionell eingeschränkten 
Angebots an Unterstützungsmöglichkeiten oder 
angesichts einer unsicheren Aufenthaltsperspek-
tive)? Welchen politischen und gesellschaftlichen 
Bewertungen unterliegt seine Lebenslage (etwa 
durch Migrationshintergrund, Aufenthaltsstatus, 
Armut etc.), die sich z. B. auch in Alltagskommuni-
kationen niederschlägt? Ein Blick auf die individu-
elle Lebenslage kann frühzeitig den Bedarf an Un-
terstützung sichtbar machen, die auf den ersten 
Blick vielleicht wenig mit Fragen der Berufsorien-
tierung im engeren zu tun hat, für die Bewältigung 
des Übergangs Schule-Beruf aber essentiell ist.  

Dem menschenrechtlichen Verständnis von 
Behinderung in der UN-BRK gerecht werden

Eine biografie- und lebenslagenorientierte Be-
trachtung junger Menschen am Übergang Schu-
le-Beruf entspricht dem relationalen Behinde-
rungsverständnis der UN-BRK, nach der eine 
Behinderung erst durch Barrieren in der Umwelt 
entsteht. Eine auf individuelle Personenmerkmale 
beschränkte Bedarfsfeststellung geht hingegen 
mit der Gefahr einher, institutionelle und struk-
turelle Barrieren am Übergang Schule-Beruf zu 
übersehen und defizitorientierte Diskurse in Be-
zug auf junge Menschen mit Behinderung zu re-
produzieren.    



32

Instrumente zur Bedarfsklärung  
diversitätssensibel gestalten

Diagnostische Verfahren zur Bedarfsklärung in 
der Berufsorientierung müssen in Bezug auf In-
klusion so gestaltet werden, dass sie der Vielfalt 
junger Menschen gerecht werden können. Ange-
sichts unterschiedlicher sprachlich-kommunika-
tiver Voraussetzungen sollten zum Beispiel visu-
elle Unterstützungen gegeben und eine einfache 
Sprache verwendet werden. Zudem sind mög-
lichst konkrete und anschauliche Darstellungs-
formen hilfreich. Empfohlen sind auch nonverbale 
Verfahren, die auf bildlichen Darstellungen fußen 

(Weißmann & Thomas, 2020). Ein Beispiel für ein 
diversitätssensibles Verfahren ist die Düsseldor-
fer Potenzialanalyse. Hier sind die Selbsteinschät-
zungsbögen sprachsensibel gestaltet und durch 
Visualisierungen sowie erläuternde Wörterbücher 
ergänzt (Lippegaus-Grünau, 2017). Insgesamt ist 
– wie schon hier im 2. Kapitel gefordert – zu ge-
währleisten, dass die an der Berufsorientierung 
beteiligten Lehr- und Fachkräfte so pädagogisch 
qualifiziert sind, dass sie die in der Person oder 
der jeweiligen Situation liegenden spezifischen 
Lernbedürfnisse der Jugendlichen aufnehmen 
und diesen entsprechen können.

7. � Partizipation als Basis einer Perspektiven eröffnenden  
Beratung und Begleitung  

Pädagogisches Handeln im Kontext einer inklu-
siven Berufsorientierung muss allen jungen Men-
schen die Möglichkeiten zu einer selbstbestimm-
ten Berufs- und Lebensplanung eröffnen. Hierzu 
sind aus unserer Sicht insbesondere folgende Ma-
ximen relevant: 

Defizitorientierte Perspektiven reflektieren 
und bevormundende Haltungen überwinden

Die Realisierung einer Teilhabe eröffnenden in-
klusiven Berufsorientierung setzt voraus, dass 
Lehr- und Fachkräfte in der Praxis nach wie vor 
verbreitete defizitorientierte Perspektiven auf 
junge Menschen im Kontext von Behinderung 
und Benachteiligung erkennen, reflektieren und 
überwinden. Zugleich gilt es für die besonders 
ausgeprägten Machthierarchien im Kontext von 
Berufsorientierung und Berufsberatung sensibel 
zu sein, um damit einhergehende bevormundende 
Haltungen zu vermeiden (Truschkat & Stauber, 
2013, S. 231). Das pädagogische Handeln 
im Kontext inklusiver Berufsorientierung soll 

demzufolge auch nicht vermeintliche Defizite 
junger Menschen in ihrer Berufswahlkompetenz 
oder Ausbildungsreife fokussieren, sondern die 
eingeschränkten Partizipationsmöglichkeiten am 
Übergang Schule-Beruf erweitern. Im Zentrum 
von Berufsorientierung sollte das „Offerieren von 
Gelegenheiten zum Erwerb von (Lebens-)erfah-
rungen“ (Bigos, 2020, S. 338) für alle jungen Men-
schen stehen. Insofern sollen unabhängig von der 
besuchten Schulform alle beruflichen Wege ein-
schließlich der Durchlässigkeit zwischen akade-
mischer und beruflicher Bildung thematisiert wer-
den. Über berufliche Wünsche und Vorstellungen 
ist mit den jungen Menschen grundsätzlich wert-
schätzend zu sprechen. Eine pauschale Be- und 
Entwertung von Berufszielen als ‚unrealistisch‘ 
sollte unterbleiben, da dies junge Menschen be-
schämen und entmutigen kann. Neuere Konzepte 
für die pädagogische Arbeit mit benachteiligten 
jungen Menschen betonen demgegenüber die 
Notwendigkeit zur Förderung einer hoffnungs-
vollen Zielorientierung und einer optimistischen 
Erwartungshaltung (Schropp, 2018). Der Ansatz 
einer anerkennungssensiblen Berufsorientierung 
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berücksichtigt zudem bei der gemeinsamen Re-
flexion beruflicher Ziele das für ihre Berufswahl-
entscheidungen bedeutsame Bedürfnis nach so-
zialer Anerkennung (Oeynhausen & Mutlu, 2022). 

Alle jungen Menschen als aktive  
Gestalter*innen ihrer Biografie anerkennen  

Die Tendenz, steuernd und bevormundend in die 
berufliche Orientierung junger Menschen mit un-
günstigeren schulischen Ausgangsbedingungen 
einzugreifen und sie z. B. beim Vorliegen von sonder-
pädagogischen Unterstützungsbedarfen pauschal in 
berufsvorbereitende Bildungsgänge des Übergangs-
sektors oder die WfbM zu orientieren, gründet häufig 
in der gut gemeinten Absicht, mögliches Scheitern 
in Form von Abbrüchen zu vermeiden. Tatsächlich 
finden Abbrüche jedoch auch in Übergängen privile-
gierter junger Menschen mit Studienberechtigung,  
z. B. in Form von Studienfachwechseln oder des 
Wechsels in eine Berufsausbildung, statt und sind 
nicht grundsätzlich als Problem zu betrachten. In-
sofern müssen auch jungen Menschen mit Behinde-
rungen Möglichkeiten des Ausprobierens einschließ-
lich der Option späterer Um- und Neuorientierungen 
zugestanden werden. Vermeintlich ‚sichere‘ Wege 
wie die Teilnahme an einem berufsvorbereitenden 
Bildungsgang sind zudem keineswegs risikofrei, ge-
lingt doch vielen Teilnehmenden langfristig keine 
stabile berufliche Perspektive (Autoren:innengruppe 
Bildungsberichterstattung, 2024, S. 294). Daher gilt 
es die Grenzen der pädagogischen Plan- und Steu-
erbarkeit beruflicher Orientierungs- und Übergangs-
prozesse anzuerkennen: Aus biografischen Studien 
ist bekannt, dass eine primär an institutionalisierten 
Anforderungen orientierte oder einseitig auf An-
passung zielende Berufswahlentscheidung mit der 
Gefahr einhergeht, nicht nachhaltig zu sein, wenn 
die Interessen, Wünsche und Neigungen der jungen 
Menschen bei der Berufswahlentscheidung nicht 
hinreichend zum Tragen kommen (Handelmann, 
2020, S. 198ff.). „Beratung ist dann gelungen, wenn 
sie allein der erhöhten Entscheidungs- und Hand-
lungskompetenz ihrer Ratsuchenden dient“ (Kohn, 

2020).  Deshalb muss das pädagogische Handeln 
die subjektiven Perspektiven der Jugendlichen und 
jungen Erwachsenen ins Zentrum der Berufsorien-
tierung stellen (siehe hierzu auch Kapitel 6), um 
mit ihnen gemeinsam biografisch anschlussfähige 
Wege in die berufliche Zukunft zu entwickeln und zu 
erschließen. 

Beratungsprozesse partizipativ gestalten 

Die Beratung Jugendlicher und junger Erwachse-
ner im Zuge ihrer individuellen Berufsorientierung 
muss diese grundsätzlich als Expertinnen und Ex-
perten in eigener Sache anerkennen. Die Absicht, 
steuernd und bevormundend in den Berufswahl-
prozess einzugreifen, widerspricht den Grundsät-
zen professioneller Bildungs- und Berufsberatung, 
deren Ziel „[…] ausschließlich die erhöhte und in 
Freiheit angewandte Entscheidungs- und Hand-
lungskompetenz der Ratsuchenden sein [kann und 
darf]“ (Deutscher Verband für Bildung- und Berufs-
beratung e.V., 2017, S. 5). Insofern sind im Kontext 
inklusiver Berufsorientierung kooperative Bera-
tungsformen zu realisieren, in denen die Beziehung 
zwischen Ratsuchenden und Beratenden möglichst 
wenig hierarchisch gestaltet wird und die Beratung 
frei von anderen Interessen bleibt. Basis ist der 
Aufbau einer auf Empathie fußenden Vertrauens-
beziehung (Mutzeck, 2008). Angesichts der Not-
wendigkeit, biografisch stimmige Berufswahlent-
scheidungen zu begünstigen, gilt es das Wissen, 
das Können sowie die Einstellungen der jungen 
Menschen in ihren unterschiedlichen Lebenssitu-
ationen angemessen im Beratungsprozess zu be-
rücksichtigen (Möller, 2025, S. 15). Ein im Kontext 
von Behinderung entwickeltes Instrument stellt die 
sogenannte Berufswegekonferenz dar, in der die 
Jugendlichen gemeinsam mit Personensorgebe-
rechtigten, Lehrkräften, Mitarbeitenden des Inte-
grationsfachdiensts (IFD) und der Bundesagentur 
für Arbeit sowie ggfs. weiterer Sozialleistungsträ-
ger eine berufliche Zukunftsperspektive entwickeln. 
Allerdings ist Partizipation in diesem Format kein 
Selbstläufer, sondern bedarf einer angemessenen 
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Vorbereitung, einer fundierten und zielgruppen-
gerecht gestalteten Information aller Beteiligten 
sowie einer partizipationsförderlichen Moderation 
(Grossart et al., 2017, S. 59ff.). Ein weiteres parti-
zipatives Konzept stellt die Persönliche Zukunfts-
planung dar. Hier entwickeln und realisieren (junge) 
Menschen mit Behinderung innerhalb eines z. B. 
aus Familie und Freundeskreis bestehenden Un-
terstützungsnetzwerks eine arbeitsweltbezogene 
Zukunftsvision. Die Unterstützung bezieht sich 
z.  B. auf die Erarbeitung eines Fähigkeitenprofils, 
die Eingrenzung möglicher Arbeitsfelder sowie 
die Kontaktanbahnung zu potenziellen Arbeitge-
benden (Haslberger, 2012, S. 90-91). Zudem wur-
de im Rahmen des Berufsorientierungsprogramms 
die Bedeutung von Reflektionsgesprächen in den 
Instrumenten der beruflichen Orientierung the-
matisiert. Entstanden ist eine Handreichung für 
pädagogische Fachkräfte, wie stärkenorientiertes 
Feedback gegeben und ermutigende Reflektions-
gespräche geführt werden können (Programmstel-
le Berufsorientierung im BIBB 2019).

Frühzeitige Anbahnung und konsequente  
Nutzung inklusiver Instrumente zur Teilhabe 
an Ausbildung und Arbeit   

Dem Problem, dass junge Menschen mit Behin-
derungen ungeachtet alternativer Möglichkeiten 
noch immer häufig in Sonderinstitutionen orien-
tiert werden, muss in der Berufsorientierung durch 
die frühzeitige Anbahnung und konsequenter Nut-
zung von auf Inklusion zielenden Instrumenten 
begegnet werden (zur aktuellen Übersicht siehe  
z. B. Stein & Kranert, 2025). Im Bereich der Berufs-
ausbildung sind dies z. B. die begleitete betrieb-
liche Ausbildung oder die Assistierte Ausbildung 
(AsA), durch die sowohl Ausbildungsinteressierte 
und Auszubildende als auch Betriebe unterstützt 
werden können. Das bislang nur auf betriebliche 
Ausbildung fokussierte Instrument sollte unserer 
Einschätzung nach auf alle Ausbildungsformen er-
weitert werden. Sollte Unterstützung in Form einer 
außerbetrieblichen Ausbildung (BaE) notwendig 

sein, gilt es die kooperative Form zu bevorzugen, 
da hier der praktische Teil in Kooperationsbetrie-
ben erfolgt und ein Wechsel in ein betriebliches 
Ausbildungsverhältnis intendiert ist. Bei jungen 
Menschen mit Behinderungen, die einen Anspruch 
auf Leistungen im Eingangsverfahren und im Be-
rufsbildungsbereich der WfbM haben, besteht die 
Möglichkeit der Förderung durch das Budget für 
Ausbildung. Hier besteht allerdings ein struktu-
relles Problem darin, dass die Förderung durch 
die Bundesagentur für Arbeit dadurch erschwert 
ist, dass den anspruchsberechtigten jungen Men-
schen häufig zuvor im Rahmen der Berufsberatung 
eine fehlende Ausbildungsreife attestiert wurde. 
Auf derartig weitreichende Zukunftsprognosen 
sollte angesichts ihrer exkludierenden Effekte ent-
sprechend künftig verzichtet werden. Wir plädie-
ren zudem dafür, das Budget für Ausbildung allen 
jungen Menschen zugänglich zu machen, die ohne 
diese Unterstützung eine Ausbildung voraussicht-
lich nicht erfolgreich absolvieren können. Zudem 
sollten auch hier alle Ausbildungsformen einbezo-
gen werden. Eine Beschäftigung auf dem allgemei-
nen Arbeitsmarkt kann durch das Budget für Arbeit 
unterstützt werden. Damit die skizzierten Instru-
mente tatsächlich auch in Anspruch genommen 
werden können, müssen betroffene junge Men-
schen und deren Sorgeberechtigte in der Beratung 
über die zugrundeliegenden Rechte informiert 
werden. Unter der Perspektive „legal capabilities“ 
(Weyrich, 2024, S. 204) ist daher für eine Rechts-
beratung am Übergang Schule-Beruf zu plädieren, 
durch die „sich Ratsuchende in ihrem Status als 
Leistungsberechtigte und Rechtsinhaber:innen 
begreifen lernen und zu mobilisierungsfähigen 
Rechtsubjekten weiterentwickeln“ (a.a.O.). Dies er-
fordert insbesondere, dass die Anspruchsvoraus-
setzungen und rechtlichen Regelungen sprachlich 
verständlich aufbereitet und erläutert werden. Dies 
gilt insbesondere auch im Kontext migrationsbe-
dingter Mehrsprachigkeit. Junge Menschen und 
ihre Sorgeberechtigten sollten entsprechend früh-
zeitig auf einschlägige Beratungsinstitutionen im 
regionalen Kontext, etwa die Ergänzende unab-
hängige Teilhabeberatung, hingewiesen werden. 
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Konsequente Erschließung von Betrieben als 
Lern- und Erfahrungsräume für alle jungen 
Menschen 

Die Eröffnung von vielfältigen Einblicken und hand-
lungsorientierten Erfahrungen in der Berufs- und 
Arbeitswelt ist durch die frühzeitige Ermöglichung 
von Praktika in Betrieben auf dem allgemeinen Ar-
beitsmarkt für alle jungen Menschen sicherzustellen. 
Dies erhöht insbesondere auch die Zugangschan-
cen für junge Menschen mit Behinderungen, denen 
sich Betriebe im Rahmen der Beruflichen Bildung 
insbesondere dann öffnen, wenn sie bereits persön-
liche Kontakte zu Menschen mit Behinderungen im 
privaten und beruflichen Umfeld haben (Enggruber 
& Rützel, 2014, S. 45). Insofern trägt die Gewährlei-
stung von Betriebspraktika auch mit zur in der UN-
Behindertenrechtskonvention geforderten Bewusst-
seinsbildung bei (Artikel 8 UN-BRK), da die vielfach 
noch immer bestehenden Klischees und Vorurteile 
gegenüber Menschen mit Behinderungen durch re-
ale Begegnungen im Kontext der Praktika abgebaut 
werden können. Da die qualitativ hochwertige Vorbe-
reitung, Begleitung und Reflexion von Betriebsprakti-
ka voraussetzungsvoll ist und hierzu auch Netzwerke 
mit geeigneten Betrieben zu pflegen und weiterzu-
entwickeln sind, bedarf es an Schulen angemessener 
personeller Ressourcen. Zudem ist im Zuge der 
Praktikumsdurchführung bei jungen Menschen mit 
Behinderungen die Kooperation mit einschlägigen 
Institutionen zur beruflichen Teilhabe sicherzustellen 
(siehe hierzu auch Kapitel 9). Das Projekt „Berufliche 
Orientierung Inklusion (BOM-ZABIB)“ in Hessen er-
möglicht zum Beispiel unter bestimmten Vorausset-
zungen die Unterstützung von Betriebspraktika durch 
Mitarbeitende des Integrationsfachdiensts (IFD). 
Derartige Angebote sollten künftig erweitert, konse-
quent an betriebliche Lernorte auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt gebunden und prinzipiell für alle jungen 
Menschen mit Behinderungen geöffnet werden. Zu-
dem sollten sie noch stärker an deren unterschied-
liche Bedarfe angepasst werden, indem z. B. bei Be-
darf auch bereits im Zuge eines Betriebspraktikums 
ein Jobcoaching finanziert werden sollte. Da Betriebe 
häufig nicht hinreichend über die Unterstützungs-
möglichkeiten im Kontext der Teilhabe am Arbeits-

leben informiert sind (Enggruber & Rützel, 2014, S. 
54), sollte bereits im Zuge von schulischen Betrieb-
spraktika auf entsprechende Beratungsangebote wie 
die der Einheitlichen Ansprechstellen für Arbeitgeber 
(EAA) verwiesen werden. 

Erfahrungsmöglichkeiten im Kontext von 
Freiwilligen- und Auslandsaufenthalten, der 
Kinder- und Jugendarbeit sowie des Sports 
allen jungen Menschen zugänglich machen 

Berufliche Orientierung findet keineswegs nur an 
schulischen und betrieblichen Lernorten statt; dies 
zeigt der hohe Anteil an jungen Menschen mit Studi-
enberechtigung, die nach der Schulzeit zunächst im 
Rahmen von unterschiedlichen ‚Zwischenstationen‘ 
ihren Erfahrungshorizont in vielfältiger Weise erwei-
tern, bevor sie ein Studium oder eine Berufsausbil-
dung aufnehmen (Hüfner & Kreuz, 2019). Angesichts 
der Relevanz für die Berufs- und Zukunftsorientierung 
junger Menschen müssen derartige Angebote konse-
quent auch für bislang unterrepräsentierte Personen-
gruppen geöffnet werden. Eine Befragung zu Inklu-
sion und Diversität in Freiwilligendiensten verweist 
auf vielfältige Handlungsbedarfe (Krohn & Behrend, 
2019). Notwendig ist eine verstärkte Bekanntma-
chung der Angebote, aus unserer Sicht bspw. auch im 
Kontext von Berufsorientierung, eine adressatenge-
rechtere Akquise, bspw. auch durch mehrsprachiges 
Informationsmaterial bzw. in Leichter Sprache, die 
Unterstützung und Begleitung der jungen Menschen 
während des Freiwilligendiensts, bspw. durch Assi-
stenzleistungen, sowie die Qualifizierung der Mitar-
beitenden bei den Trägern in allen Fragen rund um 
Inklusion (Krohn, 2019).6 Analog hierzu profitiert eine 
inklusive Berufsorientierung auch von einer gleichbe-
rechtigten Teilhabe junger Menschen an Angeboten 
der offenen Kinder- und Jugendarbeit (Meyer, 2020) 
sowie von Sportvereinen (Litschke, 2017).

6   Das Bundesministerium für Bildung, Familie, Frauen und 
Jugend (BMBFSFJ) fördert die Koordinierungsstelle Inklusion und 
Diversität in den Freiwilligendiensten. Die Koordinierungsstelle 
ist eine bundesweite und format-, zentralstellen- und trägerüber-
greifende Anlauf- und Beratungsstelle für die Themen Inklusion 
und Diversität in den Freiwilligendiensten, die bis August 2026 
gefördert wird. Die Umsetzung der Koordinierungsstelle liegt beim 
Paritätischen Wohlfahrtsverband - Gesamtverband in Berlin.

https://www.der-paritaetische.de/
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8.  Schaffung inklusiver Infrastrukturen zur Berufsorientierung

Wenn von Infrastrukturen der Berufsorientierung 
gesprochen wird, dann sind – wie hier im 5. Kapi-
tel beschrieben – eben nicht nur die Vernetzungen 
und lokale Koordination der Einzelmaßnahmen und 
Prozesse, wie z. B. Beratungs- oder Praktikumsan-
gebote zur Berufsorientierung, Angebote und Maß-
nahmen in Schulen etc. angesprochen, sondern 
auch die Frage, wie die Interessen, die Fähigkeiten 
und das Wissen der jungen Menschen – und auch 
ihre Diskriminierungserfahrungen – sowie die Be-
ratungsarbeit der jungen Menschen untereinander 
und der alltäglichen Unterstützer*innen im sozialen 
Umfeld anerkannt werden können. So sind für die 
inklusive Berufsorientierung auch die unsichtbaren 
Beratungs-, Begleitungs- und Motivationsprozesse 
sowie die Passungen zu formalen Strukturen ent-
scheidend. Letztlich stellt das Zusammenspiel al-
ler dieser Prozesse die Infrastruktur im Feld der 
Berufsorientierung dar und es entscheidet über 
den Grad der regionalen „Inklusiveness“ (Oehme, 
2017), wie diese im Geflecht von Aktivitäten eine 
inklusive Ermöglichungsstruktur der Berufsorien-
tierung für alle junge Menschen ausbildet. 

Insgesamt – dies wird seit Jahren betont – müs-
sen Verantwortungsstrukturen aufgebaut werden, 
die die kommunalen Infrastrukturen in Netzwer-
ken und Gremienarbeit koordinieren und rechts-
kreisübergreifend leisten können. Entsprechend 
sind diese mit Ressourcen und auch Koordinie-
rungsmacht auszustatten sowie sozialräumlich 
zu verankern. Diese Koordinierung kann über Ju-
gendberufsagenturen vor Ort organisiert oder 
aber über Landesprogramme flankiert werden. 
Als Beispiele können hier die Landesprogramme 
aus Sachsen („Regio-Aktiv“), Nordrhein-Westfalen 
(„Kein Abschluss ohne Anschluss“) oder Hessen 
(„OloV-Strategie“) genannt werden. Immer wieder 
sind entsprechende Koordinierungsinitiativen in 
den vergangenen dreißig Jahren gestartet worden, 
grundlegend ist aber, dass sie zukünftig explizit in-
klusiv geöffnet werden und sich nicht nur auf die 
Vernetzung institutioneller Angebote beziehen.

Inklusion ermöglichen bedeutet: Ständig  
Infrastrukturarbeit leisten

In der Forschung wird vor allem darauf hinge-
wiesen, dass soziale Infrastrukturen grundsätz-
lich eher im Verborgenen (Star, 1999) wirken und 
häufig erst dann sichtbar werden, wenn sie nicht 
funktionieren, so z. B. während des Corona-Lock-
downs, als viele Beratungs- und Praktikumsange-
bote geschlossen waren, die Schulen ihre Aufga-
ben nicht übernehmen konnten und folglich viele 
junge Menschen vor massiven Problemen in der 
Berufsorientierung standen. Selbst wenn die ein-
zelne Maßnahme digital ersetzt werden konnte, 
fehlten die Anschlüsse und das Geflecht der Maß-
nahmen – die Infrastruktur – sowie das Miteinan-
der und Ineinandergreifen funktionierten vor Ort 
nicht mehr.

Da Infrastrukturen alltagsweltlich zudem häufig 
allein mit den materiellen Bedingungen – wie Ge-
bäuden, Beratungs- und Praktikumsstellen – ver-
bunden werden, wird mitunter übersehen, dass 
diese kontinuierlich gepflegt, erarbeitet und per-
manent mit allen Akteur*innen weiterentwickelt 
und transformiert werden müssen (Schabacher, 
2022). Um ihren Zweck erfüllen zu können, muss 
somit ständig Infrastrukturarbeit mit allen Beteilig- 
ten für eine inklusive Ermöglichungsstruktur der 
Berufsorientierung geleistet werden.

Für die Berufsorientierung stellt sich dabei die Fra-
ge, wie ein inklusives Ermöglichungsklima regional 
– bis in die analogen und digitalen Erzählungen 
vor Ort hinein – entstehen kann, so dass es selbst-
verständlich wird, dass allen jungen Menschen in 
gleicher Weise Praktika ermöglicht werden und sie 
unterschiedliche Berufsfelder und Berufe kennen-
lernen und ausprobieren können. Dies ist entschei-
dend, damit auch junge Menschen, ihre Peers und 
Eltern Vertrauen in inklusive Wege in der Berufsori-
entierung gewinnen können. Ständige Diskreditie-
rungen der jungen Menschen in der analogen und 
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digitalen Welt als nicht ausbildungsreif etc. und 
Abwertungen inklusiver Arbeitsmärkte sind dabei 
‚Gift‘ für ein inklusives Ermöglichungsklima in den 
regionalen Infrastrukturen.

Selbstorganisationen junger Menschen stärken

Infrastrukturarbeit in der Berufsorientierung wird 
von vielen stillen Akteur*innen getragen, z. B. von 
Eltern und Freund*innen, die nicht nur die Haupt-
beratungsarbeit leisten, sondern auch sehr häufig 
die alltäglichen Zwischenräume füllen, die Hand-
lungsfähigkeit der jungen Menschen vor Ort in den 
regionalen Kontexten in kritischen Konstellationen 
z. B. wieder mitherstellen und Maßnahmen vor- und 
nacharbeiten etc. Eltern gelten über den gesamten 
Berufswahlprozess als die mit Abstand wichtigste 
Beratungsinstanz (Tillmann et al., 2014).

Eine Form der Beteiligung bieten Ansätze des 
Peer-Counselings, welche die Perspektive Be-
troffener einbeziehen und die daher auch stär-
ker im Kontext von Berufsorientierung berück-
sichtigt werden sollten. So führt der Einsatz von 
Ausbildungsbotschafter*innen in Schulen dazu, 
dass Gleichaltrige auf Augenhöhe von ihren Wer-
degängen und Berufen berichten und so Role-Mo-
dels und soziale Identitäten schaffen, an denen 
sich junge Menschen orientieren können (Beck-
mann et al., 2023). In besonderer Weise können 
somit auch Klischees aufgebrochen werden, wenn 
z. B. Botschafter*innen mit Beeinträchtigungen 
den Rahmen einer gelingenden Ausbildung er-
läutern oder junge Eltern von ihrer Teilzeit-Aus-
bildung berichten. Peers können nicht nur als 
Botschafter*innen in Schulen, sondern auch in der 
Beratung zum Einsatz kommen.

Doch diese Ansätze scheitern, wenn Eltern und 
Peers zur Mitwirkung verpflichtet werden sollen. 
Jegliche Formen der Instrumentalisierung stellen 
gerade keine Anerkennung der alltäglichen Erfah-
rungen und Unterstützung dar. So kann die Bera-
tungsarbeit der Eltern und Peers auch die Rech-

te der jungen Menschen einschränken. Wünsche 
und Interessen beider Gruppen decken sich nicht 
zwangsläufig. Außerdem laufen Eltern- oder ande-
re Unterstützerorganisationen, wie die Erfahrung 
zeigt, hin und wieder – meist unbewusst – Gefahr, 
gewissermaßen paternalistisch anstelle der be-
treffenden jungen Menschen zu agieren oder für 
sie zu sprechen, wo diese selbst willens und in der 
Lage wären, ihre Interessen zu artikulieren. Klar 
sollte immer bleiben, dass die Rechte der jungen 
Menschen – bei aller geschilderten Wichtigkeit 
des sozialen Umfelds – im Mittelpunkt stehen.

Insgesamt reagieren junge Menschen und auch 
ihre Unterstützer*innen sehr sensibel auf das 
regionale Klima, auf Bilder, Zuschreibungen 
und Ausgrenzungen. Sie müssen wahrnehmen 
– spüren – können, dass in der Region Inklusi-
on gewollt wird und nicht von ihnen alltäglich er-
kämpft werden muss. Junge Menschen und ihre 
Unterstützer*innen machen zu häufig die Erfah-
rung, dass sie inklusive Wege gegen Beratungen 
und das soziale Klima in Regionen durchsetzen 
müssen. Grundlegend ist es darum auch, Diskri-
minierungserfahrungen nicht zu übergehen, son-
dern diese mit den jungen Menschen und ihren 
Unterstützer*innen zu bearbeiten.

Somit ist zu fragen, welche Diskurse über Ausbil-
dung, Berufe und Arbeitswelt Barrieren in den In-
frastrukturen verstärken und wie diese z. B. auf die 
jungen Menschen und die stillen Akteur*innen wir-
ken. Letztlich gilt: Junge Menschen, ihre Peers, El-
tern, Freund*innen, Selbstorganisationen können 
nicht durch Programme der Berufsorientierung 
inkludiert werden, sondern es können Infrastruk-
turen nur so partizipativ, offen und diskriminie-
rungsfrei in den Regionen gestaltet werden, dass 
sie Inklusion ermöglichen (Oehme, 2025). In die-
sem Zusammenhang bietet der § 4a des SGB VIII 
die Möglichkeiten Selbstorganisation von jungen 
Menschen im Übergang, die Adressat*innen der 
Jugendsozialarbeit sind, zu fördern und stärker zu 
beteiligen.
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Wegbegleiter*innen für junge Menschen am 
Übergang Schule-Beruf  

Weiterhin sollten junge Menschen, die im Zuge 
der Begleitung des Übergangs von der Schule in 
die Arbeitswelt nur in eingeschränkter Weise auf 
familiäre oder sonstige soziale Unterstützung im 
direkten Lebensumfeld zurückgreifen können, im 
Kontext von Berufsorientierung frühzeitig Ange-
bote zusätzlicher Wegbegleiter*innen, bspw. in 
Form von ehrenamtlichen Mentor*innen, Coaches 
oder Alltagsbegleiter*innen etc., in Anspruch neh-
men können. Derartige Initiativen können junge 
Menschen insbesondere auch in der Interaktion 
mit für den Übergang Schule-Beruf relevanten 
Institutionen (z. B. Bundesagentur für Arbeit, Ju-
gendamt, Ausländerbehörde) unterstützen und 
ihre Perspektive stärken. Zudem erleichtern sie 
bei jungen Menschen mit Behinderungen auch 
eine Autonomisierung gegenüber ihren Eltern und 
Sorgeberechtigten, die möglicherweise andere 
Vorstellungen zur beruflichen Zukunft haben und 
zum Beispiel primär den Aspekt der Versorgung 
im Blick haben. Positive Effekte im Bereich Aus-
bildung werden beispielsweise in Bezug auf die 
Initiative VerA berichtet, bei der Auszubildende 
mit Schwierigkeiten in der Ausbildung durch eh-
renamtliche Senior Expert*innen begleitet wer-
den (Heinzelmann et al., 2023). Wichtig sind aus 
unserer Sicht bei derartigen Initiativen eine an-
gemessene Vorbereitung und Begleitung der Eh-
renamtlichen durch professionelle pädagogische 
Fachkräfte.

Inklusive Berufsorientierung braucht gerade 
Offenheit für nicht-lineare Wege 

Infrastrukturen sollen Gelegenheiten, Beratungs- 
und Erfahrungsangebote der Berufsorientierung 
für alle jungen Menschen schaffen. Wie junge 
Menschen diese für ihre Orientierung nutzen, wie 
sie subjektive Entscheidungen treffen, Umwege 
gestalten (möchten), ist wiederum unterschiedlich 
und sollte im Rahmen der Berufswahlfreiheit offen 
sein. Dies bedeutet aber auch, dass Berufsorien-
tierung von jungen Menschen nicht linear verläuft, 
wie es auch Berufswahltheorien verdeutlichen 
(Hirschi & Baumeler, 2020). Berufsorientierung 
hat entsprechend auch die Wege mit den jun-
gen Menschen immer wieder zu reflektieren und 
immer wieder neue erreichbare Horizonte in ih-
rem sozialen Umfeld mit ihnen herauszuarbeiten. 
Grundlegend ist dabei anzuerkennen, dass Be-
rufsorientierung nicht planbar ist.

Dem steht die in institutionellen Kontexten häufig 
wahrzunehmende Erwartung entgegen, gerade 
bei Jugendlichen mit Behinderungen oder be-
nachteiligten Jugendlichen durch ein Angebot 
der Berufsorientierung schnelle Klarheit und Ent-
scheidungen zu erzeugen (Lemke et al., 2024). 
Inklusive Berufsorientierung setzt aber eine er-
möglichende, sozialräumlich erreichbare und Dis-
kriminierung vermeidende Infrastruktur voraus. 
Junge Menschen mit Behinderungen müssen er-
kennen können, dass sie berufliche Erfahrungen in 
ihren sozialräumlichen Bezügen machen können, 
sie diese auch örtlich alltäglich erreichen kön-
nen und Barrieren bearbeitet werden. Es braucht 
die Offenheit für einen hochgradig partizipativen 
– nicht linearen – Prozess mit den unterschied-
lichen Beteiligten. 
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Inklusion ermöglichende Infrastrukturen 
schaffen

Das Ziel dieser inklusiven Infrastrukturarbeit 
für die Berufsorientierung auf kommunaler Ebe-
ne muss es sein, für alle jungen Menschen eine 
diskriminierungsfreie Teilhabe und ein breites 
Spektrum an Erfahrungen und Erlebnissen zu er-
möglichen, denn neuere, eher konstruktivistische 
Berufswahltheorien unterstreichen die Bedeutung 
von einer Vielzahl an Umwelt- und Einflussfak-
toren, einer Dynamik des Prozesses, der nicht li-
near und planbar ist, sowie unvorhersehbarer Er-
eignisse und Zufälle (Hirschi & Baumeler, 2020).

Inklusiv ermöglichende Infrastrukturen sehen ver-
schiedene Angebote für junge Menschen zu be-
stimmten Zeiten und an unterschiedlichen Orten 
vor, suchen immer wieder Vernetzungen, wirken 
diskriminierenden Diskursen entgegen und laden 
zur Partizipation ein. Eine solche Partizipation 
können die Jugendberufsagenturen vor Ort er-
möglichen, wenn sie sich sozialräumlich und vor 
allem inklusiv öffnen. Über das Netzwerk dieser 
rechtskreisübergreifenden Kooperationsbünd-
nisse können Angebote mit Partnern gestaltet 
werden. In den Jugendberufsagenturen findet 
eine gemeinsame Beratung der jungen Menschen 
statt, die die jeweiligen Möglichkeiten und Leis-
tungen der drei Partner Agentur für Arbeit, Job-
center und Jugendamt umfasst. Häufig kommen 
für die Gestaltung und Umsetzung von Angebo-
ten der Berufsorientierung die Schulen, die Träger 
der Jugendhilfe, die Bildungs- und Sozialeinrich-
tungen sowie die Kammern und Betriebe hinzu. 
Dabei kann es um regelmäßige Angebote wie die 
Berufsberatung zu festen Sprechzeiten in Schu-
len oder Jugendhäusern, vielleicht auch mobile 
Anlaufstellen in den Stadtteilen gehen oder aber 
um punktuelle Ereignisse und Aktionen wie eine 
Azubi-Woche, Ausbildungsmessen oder Speed-
Datings mit Betrieben. Jugendberufsagenturen 
oder anderen koordinierenden Stellen kann dabei 
auch eine wichtige Rolle als Lotsen zuteilwerden 
(Enggruber & Neises, 2025). Diese Angebote sind 

aber davon abhängig, wie sie in die kommunale 
Infrastruktur eingebunden sind; sie sind vom En-
gagement der Beteiligten vor Ort abhängig und 
nicht immer ausreichend strukturell untersetzt.  

Aus dieser Perspektive wird dann deutlich, dass 
gerade die sozialen Konstellationen, Beratungen 
und Entscheidungen an den ganz unterschied-
lichen Nahtstellen in der Infrastruktur die Inklu-
siveness der Berufsorientierung auszeichnen. 
Entsprechend sind die Programme auf den un-
terschiedlichen Ebenen zu überprüfen, inwieweit 
sie diskriminierungsfrei junge Menschen in der 
Berufsorientierung stärken und ihnen gleichbe-
rechtigte berufliche Probier- und Bildungswege 
eröffnen. Es ist zu vermeiden, dass Jugendliche 
mit Behinderungen, aber auch andere junge Men-
schen in den Entscheidungsarenen an den Über-
gängen und in den Schulen (Lemke et al., 2024) 
immer wieder unter Druck stehen, sich doch für 
einen exkludierenden Weg zu entscheiden, weil 
dieser vermeintlich in der Konstellation mehr Si-
cherheit in der Lebenslaufplanung verspricht.
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Zusammenfassende Thesen und  
Handlungsperspektiven 

Abschließend sollen an dieser Stelle die zentralen Aussagen der Expertise in acht Thesen zugespitzt 
und somit zugleich zentrale Handlungsperspektiven formuliert werden:

(2) � Bedarfe in einem gemein-
samen Prozess klären

In einem Ermöglichungsraum inklusiver Berufs-
orientierung gilt es, Bedarfe mit den jungen Men-
schen partizipativ und an der Biografie orientiert 
zu klären und Kompetenzen sowie Fähigkeiten 
anerkennend und diskriminierungsfrei erfahrbar 
zu machen. Die jungen Menschen haben in ihren 
jeweiligen Lebenslagen sehr unterschiedliche Er-
fahrungen mit Arbeitswelten und Berufsbildern 
gemacht. Sie haben auch sehr unterschiedliche 
materielle Ressourcen und soziale Handlungs-
spielräume sowie soziale Zuschreibungen hin-
sichtlich ihrer beruflichen Möglichkeiten erfahren. 
Bedarfsklärungen müssen an diesen jeweiligen 
Lebenskonstellationen und Erfahrungen anschlie-
ßen. Dies bedeutet häufig die Perspektive zu dre-
hen und nicht davon auszugehen, Kompetenzen 
zu messen, dann Bedarfe festzustellen und jungen 
Menschen schließlich Wege zu zeigen bzw. sie zu 
platzieren. In einer inklusiven Berufsorientierung 
ist die Bedarfsklärung ein begleitender und ge-
meinsamer Aushandlungs- und Dialogprozess, in 
dem sukzessive eine gemeinsame Sprache da-
für gefunden wird, wie und welche Kompetenzen 
und Fähigkeiten erfahrbar werden können. Be-
darfsklärung bedeutet entsprechend, den jungen 
Menschen neue berufliche Horizonte erfahrbar 
zu machen, in denen sie selbst Sprachen für ihre 
Kompetenzen und Fähigkeiten finden können, so 
dass sie diese selbst einschätzen lernen und ihre 
Möglichkeiten schließlich ausloten und erweitern 
können.

(1) � Barrieren überwinden und 
Teilhaberechte sichern  

Voraussetzung einer inklusiven Berufsorientie-
rung ist ein grundlegender Perspektivwechsel, 
durch den ein im Wesentlichen auf vermeintlich 
unzureichende Kompetenzen junger Menschen 
beschränkter Blick überwunden wird. Demgegen-
über nimmt eine inklusive Berufsorientierung eine 
relationale Perspektive auf die komplexen He-
rausforderungen an Übergängen von der Schule 
in die Berufs- und Arbeitswelt ein, deren Bewälti-
gung ganz entscheidend durch institutionelle und 
gesellschaftliche Kontextbedingungen konstitu-
iert wird. Im Fokus des pädagogischen Handelns 
müssen entsprechend nicht individuelle Defizite 
junger Menschen stehen, sondern Barrieren, wel-
che die Möglichkeitsräume der Jugendlichen und 
jungen Erwachsenen im Zuge ihrer individuellen 
Berufsorientierung und Übergangsgestaltung be-
grenzen. Dies setzt voraus, die jungen Menschen 
in ihrem jeweiligen sozialen Umfeld einschließ-
lich ihrer sozioökonomischen Bedingungen 
(Lebenslagen-Konzept) und den Gegebenheiten 
am regionalen Ausbildungs- und Arbeitsmarkt zu 
betrachten, um sie angemessen in ihrer Berufso-
rientierung begleiten und aktiv bei der von ihnen 
favorisierten Übergangsgestaltung zu unterstüt-
zen. Eine inklusive Berufsorientierung lehnt es ab, 
die Teilhabe an beruflicher Bildung und Beschäf-
tigung von einer ‚Bringschuld‘ junger Menschen 
abhängig zu machen und an vermeintliche Nor-
malitätsstandards wie Ausbildungsreife und Be-
rufswahlkompetenz zu knüpfen. Demgegenüber 
plädiert eine inklusive Berufsorientierung für die 
institutionelle Verankerung von grundlegenden 
Beteiligungsrechten für alle jungen Menschen an 
allen sie im Kontext von Berufsorientierung und 
Übergangsgestaltung betreffenden Entschei-
dungen. 
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(3) � Junge Menschen durch 
Einbindung der Jugend-
hilfe erreichen

Jeder junge Mensch hat ein Recht auf eine dis-
kriminierungsfreie Teilhabe in der Berufsorien-
tierung. Viele junge Menschen werden erst durch 
die zahlreichen Angebote der Jugendhilfe bzw. 
Jugendsozialarbeit erreicht. Dort findet Berufs-
orientierung im unmittelbaren Alltag der jungen 
Menschen – auf der Straße, im Stadtteil, in der 
Schule, in der Offenen Kinder- und Jugendarbeit, 
in der mobilen Beratung, in der Jugendwerkstatt 
etc. statt. Der menschenrechtliche Zugang gibt 
der Jugendsozialarbeit das Mandat, immer wieder 
neu ausgehend von der Lebenslage aller jungen 
Menschen, Zugänge für eine diskriminierungsfreie 
Teilhabe im Alltag einzufordern und den nächsten 
Schritt mit den jungen Menschen gemeinsam zu 
gestalten. Sie ist dabei parteilich und im Netzwerk 
der institutionalisierten Hilfen die Instanz, mit der 
junge Menschen immer wieder neu ansetzen und 
sich auch gegen diskriminierende Zuschreibungen 
zur Wehr setzen können. Auch macht sie auf Frei-
willigendienste, Auslandsaufenthalte und sonstige 
Erprobungsräume aufmerksam, die für viele junge 
Menschen, insbesondere bei belasteten Lebens-
lagen, gar keine Option darstellen. Doch kann die 
Jugendsozialarbeit sie dazu ermutigen und unter-
stützen, auch solche zunächst als abwegig oder 
nicht realisierbar empfundenen Erfahrungsräume 
für sich und ihre Berufsorientierung zu nutzen. 
Insgesamt ist die Jugendsozialarbeit für die 
lokalen Infrastrukturen der Berufsorientierung von 
zentraler Bedeutung, da sie im unmittelbaren so-
zialen Umfeld agiert und viele Angebote durch sie 
erst für die jungen Menschen erreichbar werden. 
Sie braucht dafür einen durch die kommunale Kin-
der- und Jugendhilfe abgesicherten Auftrag und 
eigenständigen Raum, um von den jungen Men-
schen als unabhängig und parteilich wahrgenom-
men werden zu können.

(4) � Perspektiven und Wege in 
der Beratung eröffnen  

Inklusiv ausgerichtete Beratung im Kontext Schu-
le, Berufsberatung der BA einschließlich Rehabera-
tung sowie weiterer Institutionen am Übergang 
Schule-Beruf einschließlich der Jugend(berufs-)
hilfe begegnet allen jungen Menschen gleicher-
maßen mit Respekt und Wertschätzung und nimmt 
sie grundsätzlich in ihren beruflichen Interessen 
und Wünschen ernst. Sie stärkt die jungen Men-
schen in ihrer Entscheidungs- und Handlungs-
kompetenz und verzichtet grundsätzlich darauf, 
steuernd in den Prozess der Berufswahlentschei-
dung einzugreifen. Demgegenüber wird eine auf 
Empathie fußende Kooperationsbeziehung eta-
bliert, im Zuge derer das Wissen, Können und 
die Einstellungen der jungen Menschen in ihren 
jeweiligen Lebenssituationen aktiv einbezogen 
werden (Möller, 2025, S. 15). Beratung im Kon-
text inklusiver Berufsorientierung zielt darauf Per-
spektiven zu eröffnen, unterschiedliche Optionen 
zu skizzieren und konkrete Wege zu beschreiben. 
Hierzu ist notwendig, dass Berater*innen über ein 
sich stetig aktualisierendes Wissen zu inklusiven 
Instrumenten im Bereich Beruflicher Bildung und 
Beschäftigung einschließlich der rechtlichen Rah-
menbedingungen verfügen und es den jungen 
Menschen sowie deren Unterstützer*innen ver-
fügbar machen. Dies schließt insbesondere In-
formationen zu den Zugangsvoraussetzungen und 
Zugangswegen sowie die aktive Unterstützung bei 
administrativen Prozessen ein. Die jungen Men-
schen selbst und ihre Unterstützer*innen sind 
wiederum umfassend über ihre Rechte und die ih-
nen zustehenden Ansprüche aufzuklären.           
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(5) � Aus- und Fortbildungen 
für eine ermöglichende 
Beratung absichern

Die Aus- und Fortbildung der in der Berufsori-
entierung tätigen Lehrpersonen und Fachkräfte 
der Sozialen Arbeit und Sonderpädagogik, insbe-
sondere aber auch die Aus- und Fortbildung der 
Berufsberater*innen der BA (einschließlich der 
Rehaberater*innen) muss dieses ermöglichende 
Beratungsverständnis sowie die daran geknüpf-
ten Rechtskenntnisse zu einer teilhabeorien-
tierten Berufsberatung transportieren. Die Lehr- 
und Fachkräfte müssen sich die entsprechenden 
Kompetenzen aneignen können, die sie auf den 
verschiedenen Ebenen für eine inklusive Berufs-
orientierung benötigen: in der dialogischen Inter-
aktion mit den Jugendlichen, bei der (regionalen) 
Kooperation mit anderen Fachkräften und der 
Gestaltung entsprechender Angebotsstrukturen. 
Dies setzt auch voraus, dass die Themenfelder 
Berufsorientierung und berufliche Teilhabe stärker 
in pädagogischen Studiengängen einschließlich 
der Lehrkräftebildung zu adressieren sind (SWK, 
2025, S. 123).    

(6) � Angemessene personelle 
Ressourcen bereitstellen

Damit inklusive Berufsorientierung praktisch 
funktionieren kann, sind adäquate, dem hier skiz-
zierten menschenrechtlichen Auftrag angemes-
sene, personelle Ressourcen unverzichtbar. Das 
bedeutet auch, dafür zu sorgen, dass Berufsori-
entierung an allen Schulen institutionell fest ver-
ankert und vor allem mit auskömmlichen Stellen-
umfängen hinterlegt ist, um die verschiedenen 
Facetten zufriedenstellend bearbeiten zu können, 
die mit einer inklusiv aufgestellten Berufsorientie-
rung verbunden sind. Dazu gehört beispielsweise 
eine wachsende und nachhaltige Vernetzung mit 
dem regionalen Ausbildungsmarkt, um allen und 
nicht nur ‚leistungsstarken‘ Schüler*innen Prak-
tika bei Arbeitgebenden zu ermöglichen, ebenso 
wie die Gestaltung von begleitenden Angeboten 
im Unterricht, etwa zur Reflexion anstehender 
bzw. stattgefundener Praktika. Eingerechnet wer-
den sollte auch ausreichend Zeit für die Anbah-
nung, Koordination und unterstützende Beglei-
tung von anderen für die berufliche Orientierung 
hilfreichen Aktivitäten der Schüler*innen – zu den-
ken wäre an Freiwilligendienste, Auslandsaufent-
halte, soziale oder ehrenamtliche Tätigkeiten und 
anderes mehr – als wichtige Erfahrungs- und Er-
probungsräume für junge Menschen, unabhängig 
von ihrem Förder-, sozialen oder sonstigen Status.
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(7) � Digitale Angebote  
reflektieren und begleiten

Digitale Angebote, die zunehmend in die In-
frastruktur der Berufsorientierung reichen, sind 
kritisch zu betrachten; hier gilt es, qualitätsge-
sicherte und neutral ausgerichtete statt inte-
ressengeleitete Angebote einzubinden. Digitale 
Angebote sollten nicht einfach Normalitätsvor-
stellungen über automatisierte Abläufe reprodu-
zieren. Vielmehr sind sie als Flankierung und Un-
terstützung der Bedarfsklärung und Beratung in 
dem oben beschriebenen Sinne auszurichten. Di-
gitale Angebote können Reflexionsprozesse sowie 
Entscheidungs- und Handlungsfähigkeit stärken, 
wenn sie prozessorientiert in die Beratung und 
Berufsorientierung integriert werden. Beispiele 
hierfür sind die Angebote der Bundesagentur für 
Arbeit unter „meinBERUF“ sowie des BIBB-Portals 
zynd.de, die vor dem Hintergrund der stärkeren 
Einbindung des sozialen Umfelds und der Peers 
konzipiert sind. „Diese Anwendungen zielen auf 
eine schrittweise Reflexion individueller Beweg-
gründe und Kontextfaktoren, die das Entschei-
dungshandeln prägen“ (Neises & Weiß, 2023, S. 
42). Auch für die digitale Begleitung und Reflek-
tion von Praktika und betrieblichen Phasen wurde 
die Anwendung Preezy entwickelt, die im Portal 
zynd unter www.zynd.de/play/preezy zu finden ist. 
In einigen Bundesländern steht mit der bwapp 
(berufswahlapp: https://berufswahlapp.de/) ein 
Portfolio zum Einsatz in der Schule zur Verfügung. 
Digitale Angebote sind sowohl niedrigschwellig 
und barrierearm zu gestalten als auch jugendge-
recht und für die Nutzung auf verschiedenen Ge-
räten und Bildschirmgrößen auszurichten. Bei der 
Nutzung von KI-Systemen muss kritisch betrach-
tet werden, wie diese pädagogische Begleitung 
und soziale Interaktion stärken kann, statt diese 
zu verringern. Darüber hinaus bedarf es konkreter 
Nutzungskonzepte, an denen sich Fachkräfte ori-
entieren können, und letztlich auch Fortbildungen 
für den sinnvollen didaktisch-methodischen Ein-
satz in Beratung und Lehre. 

(8) � Angebote im kommunalen 
Netzwerk gestalten

In einem inklusiven Verständnis von Berufsorien-
tierung als Raum zur Erprobung und Ermöglichung 
für alle jungen Menschen ist die Betrachtung und 
Einbeziehung der Angebote und Akteure auf kom-
munaler Ebene, also der Infrastruktur vor Ort, zen-
tral. Hierbei können Jugendberufsagenturen als 
rechtskreisübergreifende Kooperationsbündnisse 
in zweierlei Hinsicht eine wichtige Rolle spielen, 
wenn sie sich inklusiv öffnen. Einerseits geht es 
um eine gemeinsame, rechtskreisübergreifende 
Beratung mit den jungen Menschen unter Ein-
bezug der kommunalen Netzwerkpartner. Ande-
rerseits gilt es, das regionale Angebotsspektrum 
zu kennen, Lücken zu identifizieren und eigene 
Angebote in Kooperation mit Akteuren vor Ort zu 
gestalten, um möglichst viel Erprobungsraum für 
junge Menschen zu schaffen. Hierbei können Lan-
desprogramme wie KAoA in NRW, Regio-Aktiv in 
Sachsen oder Olov in Hessen genutzt werden, die-
se Gestaltung zu flankieren und ggfs. Netzwerke 
zu koordinieren. In Hamburg wird ein umfas-
sender Ansatz der Jugendberufsagentur verfolgt, 
um Wege in Ausbildung zu gestalten, auch mit 
einem inklusiven Weg, der auf routinemäßige Zu-
weisungen von Menschen mit Beeinträchtigungen 
verzichtet, vielmehr über „dual & inklusiv“ (Praxis-
bericht bei der BIBB-Fachstelle überaus: https://
www.ueberaus.de/dual-und-inklusiv) die Ermög-
lichung gemeinsam mit Betrieben im Fokus hat. 
Auf dieser Ebene könnten zudem Schulen dabei 
unterstützt werden, Praktika und betriebliche Pha-
sen zu organisieren, indem auf regionaler Ebene 
ein Netzwerk an Betrieben und Praktikumsgebern 
geschaffen wird. In Sachsen-Anhalt wurde hierzu 
bspw. ein Ansatz der Unterstützung durch so ge-
nannte „Praktikumslotsen“ erprobt. 

http://www.zynd.de/play/preezy
https://berufswahlapp.de/) 
https://www.ueberaus.de/dual-und-inklusiv
https://www.ueberaus.de/dual-und-inklusiv
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